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by,7 Millarden Fehlhetrug im Reichshaushult.
Berlin, 7. Oktober. Das WTV. berichtet: Der

Reichsrat nahm eine Entſchließung an die Reichsregierung
an in der es u. a. heißt: Die Ausgaben in dem dem Reichs
rat vorgelegten Reichshaushaltsentwurf für 1920 ver-
mehren ſich wie erſt jetzt feſtzuſtellen möglich war, durch
Steigerung der laufenden Aufwendungen zur Unterhaltung
des Beſatzungsheeres im Rheinland auf 91,5 Milliarden
Mark. Ungedeckt hierron bleiben 49,7 Milliarden Mark.
Der Geſamtfehlbetrag unter Einſchluß des Fehlbetrages bei
der Eiſenbahn und Poſtverwaltung beträgt ſomit 67,7 Mill.
Mark. Die Finanzlage iſt hiernach ſo ernſt, daß das Gebot
ſtrengſter und rückſichtsloſeſter Einſchränkung der Ausgaben
nicht aufs neue betont zu werden braucht. Je mehr die Ge-
ſtaltung des Haushalts von den in ihrem Ausmaß unge
heuren, aus den Beſtimmungen des Friedensvertrages her
beigeleiteten Forderungen unſerer Vertragsgegner ab
hängig iſt, um ſo mehr zwingend ergibt ſich die Notwendig-
keit, auf allen anderen Gebieten eine ſtarke Verminderung
der Ausgaben eintreten zu laſſen, die für ein verarmtes
Staatsweſen unerläßlich ſind. Dazu bedarf es eines wirk-
ſamen Einfluſſes des Reichsfinanzminiſters auf die Ge
ſtaltung derjenigen Ausgaben, deren Bemeſſung in unſerer
Hand liegt. An die Reichsregierung richtet der Reichsrat
daher die Bitte, ihre Entſchließung ſo zu geſtalten, daß das
Ziel, den Finanzminiſter mit den zur Durchführung ſtrik-
teſter Sparſamkeit bei den Reichsausgaben unentbehrlichen

fugniſſen auszuſtatten.

Ausſperrung im Berliner Zeitungsgewerhe.

Jn mehreren Berliner Zeitungsbetrieben, darunter
Ullſtein, Scherl, Deutſche Tageszeitung uſw., iſt am Mittwoch
abend das geſamte techniſche Perſonal ausgeſperrt worden.
Dieſes hatte ſich geweigert, für die im Streik ſtehenden Ange
ſtellten Streikbrecherarbeit zu verrichten und namentlich
Inſerate herzuſtellen. Die Prinzipale erhoben Klage vor
dem Schiedsgericht, die mit Stimmengleichheit abgelehnt
wurde. Die Arbeitnehmerbeiſitzer beriefen ſich auf eine
Reichsgerichtsentſcheidung, wonach Sympathieſtreiks zuläſſig
ſind. Darauf erfolgte am Mittwoch abend in den genannten
Betrieben die Ausſperrung des geſamten techniſchen Perſonals.
Die meiſten bürgerlichen Zeitungen werden daher vorläufig
nicht erſcheinen.

Damit hat ſich die Lohnbewegung der Angeſtellten des
Berliner Zeitungsgewerbes durch die Hartnäckigkeit der
Unternehmer zu einem ſchweren Konflikt ausgeſtaltet. Die
bürgerlichen Zeitungsverleger haben die eigerung des
techniſchen Perſonals, Streikbrecherarbeit zu leiſten, mit der
Ausſperrung des geſamten Perſonals beantwortet. Die zu-
nächſt verhältnismäßig geringfügigen Differenzen ſind durch
die Ausſperrung zu einem gewaltigen Machtkampf geworden,
an dem ein h Teil der Mitglieder der Verbände der
Buchdrucker, der Buchbinder und Buchdruckereihilfsarbeiter
beteiligt iſt.

Zu bemerken iſt, daß die weniger kapitalkräftigen Unter
nehmungen, der „Vorwärts“ und die „Freiheit“ ihren Ange-
ſtellten ſchon ſeit Monaten die geforderten Gehälter zahlten,
wie t wäre es daher, auch den bürgerlichen Verlegern
geweſen.Eine mehr als zweifelhafte Rolle haben der Gewerkſchafts-
bund der Angeſtellten und der Gewerkſchaftsbund der kauf
männiſchen Angeſtelltenverbände geſpielt. Sie benutzten, wie
bereits früher bei ähnlichen Gelegenheiten, den günſtigen
Augenblick, um den Unternehmern willfährig beizuſpringen
und mit ihnen Vergleiche abzuſchließen, die die Forderungen
der Angeſtellten illuſoriſch machen. Bei ſolchem Verhalten
war es für die det Afa angeſchloſſenen Organiſationen eine
Pflicht der Reinlichkeit, gemeinſame Verhandlungen mit
dieſen Verrätern der Angeſtellten abzulehnen. Die von den
AfaOrganiſationen ſelbſtändig geführten Verhandlungen
vor dem Schlichtungsausſchuß endeten mit einem Schieds-
h der eine ſofortige fünfzehnprozentige Lohnerhöhung
vorſah.Auch der Schlichtungsausſchuß konnte ſich alſo der Not-
lage der Angeſtellten nicht verſchließen. Anders jedoch die
Vereinigung der großſtädtiſchen Zeitungsverleger. Sie lehnte
die Anerkennung des Schiedsſpruches ab und beſchwor dadurch
einen Konflikt herauf, deſſen Folgen vorläufig noch nicht
abzuſehen ſind.

Die Vergarbeiter fordern ſofortige Lohnerhöhung.
Ein Kongreß der vier großen zur Arbeitsgemeinſchaftzuſammen eſſen Bergarbeiterverbände ſich ein

gehend mit der Regelung der Lohnfrage im Bergbau. An
den Reichsarbeitsminiſter Brauns wurde folgendes
Telegramm geſandt: „Kongreß der vier Bergarbeiterver
bände erwartet im Hinblick auf die ſteigende Erregung in
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Bergarbeiterkreiſen ſofortige Regelung der Lohnfragen.
Bedarfsartikel ſteigen andauernd im Preiſe. Lohner-
höhung muß ſofort erfolgen.“

Die Brüſſeler Finanzkonferenz.
Die Berichte der Kommiſſionen.

WTVB. Brüſſel, 7. Oktober. Meldung unſeres beſon
deren Vertreters.) Die von der Finanzkonferenz eingeſetzten
Kommiſſionen haben heute ihre ſchriftlichen Berichte zur Be
Polußfeſſung vorgelegt. Es ſei hier beſonders auf den Bericht
der 3. Kommiſſion, die über den internationalen Handels-
verkehr zu berichten hatte, hingewieſen, welche als einzige
Vorausſetzung fur einen a inen Handelsverkehr
den Frieden im Aeußern und Jnnern fordert. Jn dem Be-
richt der 1. Kommiſſion über die Staatsfinanzen werden die
Grundſätze aufgeſtellt, die für jedes ordnungsmäßige Budget
Geltung haben. Die Finanzkommiſſion macht die öffentliche
Meinung in allen Ländern für die ſchlechten Staatsfinanzen
und damit für die hohen Koſten der Lebenshaltung mit ver-
antwortlich. Zur ordentlichen Finanzwirtſchaft gehört die
Anſpannung aller Steuerquellen und die Pflicht, die Aus

aben zu beſchränken, ſowohl von ſeiten der Staaten wie derPrivole Es wird beſonders eine ſtrenge Einſchränkung der
Ausgaben für Rüſtungen gefordert. Die Kommiſſion ſchlägt
der Konferenz vor, den Völkerbund zu bitten, daß er ſobald
wie möglich mit den Regierungen unterhandeln möge, daß
eine allgemeine Beſchränkung der Rüſtungen erfolgt. Das
gebiete auch die Pflicht, den verarmten Völkern der Welt
keine Laſten in dieſer Hinſicht aufzuerlegen.

Das Ende der Konferenz.
Brüſſel, 7. Okt. Die Schlußſitzung der Konferenz findet

wahrſcheinlich morgen nachmittag ſtatt. Die Verſammlung
wird den vom Sekretariat ausgearbeiteten Bericht der Völker
bundsverſammlung beſprechen und darauf die Schlußrede
Adors anhören.

Brüſſel, 7. Oktober. Die Finanzkonferenz hat einſtimmig
die Entſchließungen des Berichts der Kommiſſion für die inter
nationalen Kredite angenommen.

Präſident Ador teilte mit, ihm ſei ein Vorſchlag auf
Schaffung eines ſtändigen Organismus zu-
egangen, der die Ausführung der Entſcheidungen der Kon-n in die Hand nehmen ſolle. Uebrigens hätten alle
usſchüſſe ähnliche Wünſche geäußert. Es gehöre nicht zur

Zuſtändigkeit der Konferenz, eine ſolche r zu
ſchaffen, aber ſie könne ſie befürwortend dem Völkerbund
überweiſen.

Der Ausſchuß für die Verteilung der Ausgaben des
Völkerbundes hat ebenfalls einen Bericht abgefaßt, der den
Oberſten Rat übermittelt werden wird.

Morgen findet die Schlußſitzung ſtatt.
England wünſcht die Konferenz von Genf.

Paris, 7. Okt. Nach einer Privatmeldung des „Journal
des Débats“ aus London verſichere man dort, die engliſche
Regierung habe dieſer Tage aufs neue in dringender Weiſe
bei der franzöſiſchen Regierung Vorſtellungen erhoben, damit
die Konferenz von Genf, deren Vertagung Millerand ver-
langt habe, feſtgeſetzt werde. Die Anweſenheit des belgiſchen
Miniſterpräſidenten Delacroix in London ſtehe mit dieſer
Frage im Zuſammenhang, und es ſei nicht unmöglich, daß
eine Formel gefunden werde, die es geſtatte, die franzöſiſchen
und engliſchen Intereſſen mit einander in Einklang zu bringen
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Kopenhagen, 7. Oktober. Einem Telegramm aus Riga
zufolge wird die Unterzeichnung des Präliminarfriedens
zwiſchen Polen und Rußland am Freitag in einer öffentlichen
Sitzung erfolgen. Jn polniſchen Unterhändlerkreiſen wird
erzählt, daß die Bolſchewiſten die polniſchen Vorſchläge in allen
weſentlichen Punkten angenommen haben. Die oſtgaliziſche
Frage iſt in den Verhandlungen ausgeſchloſſen; die Grenze
wird weſtlicher gelegt als von der Sowjetdelegation vorge
ſchlagen wurde. Die ruſſiſch- ukrainiſchen Unterhändler da-
gegen behaupten, daß das Abkommen auf der Grundlage der
polniſchen Minimalforderungen zuſtande kam, die mit der
rklärung des allruſſiſchen Exekutivzentralkomitees zuſammen
fallen.
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Kopenhagen, 7. Oktober. Nach einem Telegramm aus
Warſchau werden nach den Beſtimmungen des Waffenſtill
ſtandes die Feindſeligkeiten zwiſchen Rußland und Polen am
Sonnabend, den 9. Oktober, eingeſtellt werden.

Frauen und Jugendſchutz durch den Völkerbund.
Zürich, 7. Okt. Die Züricher Frauenzentrale hat gemein-

ſam mit verſchiedenen großen Frauenvereinigungen an das
Sekretariat. des Völkerbundes die Bitte gerichtet, der Sache
des Frauen und Jugendſchutzes im allgemeinen vermehrte
Aufmerkſamkeit zu ſchenken, insbeſondere die von den deut
ſchen Frauen geäußerten Klagen über die ſchwarzen Truppen
in den beſetzten Gebieten einer ernſtlichen Prüfung zu unter
ziehen.

a Pazifigmus? 6b0ziulismus!

Von P. Haupt.
Jn Braunſchweig hielten die zwölf pazifiſtiſchen Organi

ſationen den 12. deutſchen Pazifiſtenkongreß ab. Wenn es
auch manchmal zu ſcharfen Worten kam, wenn die Tagung
auch tiefe Klüfte zwiſchen den gemäßigten und den radikalen
Pazifiſten aufdeckte, im allgemeinen war der Ton des Kon-
greſſes auf Sachlichkeit, vornehme Zurückhaltung, Achtung
und Hoöflichkeit auch dem Gegner gegenüber geſtimmt. Jm

vornehmſten Hotel Braunſchweigs fanden ſich die Teilnehmer
zuſammen. Viele von ihnen en ſtammten und gehörten zu
der vornehmen Welt, für die das Hotel offen ſteht, haben ſich
aus dem bei den vermögenskräftigen und höheren Ständen
herrſchenden kriegswütigen Nationalismus durchgerungen zu
einem ideellen Pazifismus, kämpfen nun für Völkerverſöh-
nung und ewigen Frieden. Hoch mag ihnen das angerechnet
ſein, wer in die „ſtandesbewußten“ Klaſſen Deutſchlands
hineingeſehen hat, weiß, wie brutal ihr geſellſchaftlicher
Bann die Abtrünnigen treffen kann. Einen Momenkblick
auf dieſe Kämpfe zwiſchen der bürgerlichen Maſſe, die die
vorgezeichneten Bahnen nicht verläßt, und denen, die einen
eigenen Weg gingen, gab die Erklärung der drei demokra-
tiſchen Pazifiſten Quidde, Nuſchke und Schücking, daß ſie
ſtets Oppoſition ſeien, in der eigenen Fraktion alleinſtänden.
Trotzdem aber zählen ſie ſich, wie viele, zu den bürgerlichen
Parteien. Zu ſtark iſt der Klaſſenzwang, als daß ſie den
Weg zur Sozialdemokratie finden würden.

Und es iſt wahr, uns Sozialdemokraten als Friedens
freunde, Anhänger eines internationalen Völkerbundes
trennt etwas von jenen bürgerlichen Pazifiſten. Es ſteht
eine Mauer zwiſchen ihnen und uns. Man ſah ſie, wenn
man im vornehmſten Hotel Braunſchweigs als Gaſt die rein
geiſtig Reden und Pläne hörte und gleichzeitig hinaus ſah
urch die mütigen Vogenfenſter in die Stadt. Gerade

Zu Le der finſterſten, älteſten Armeleuteſtraße ging der
ick.

Da ſah die Seele derer, die wiſſen, wie es in ſolchen
Armeleutegaſſen zugeht, die Mauer zwiſchen den intellek-
tuellen Pazifiſten und uns, da ſah man ſie getürmt aus Geld
und Reichtum und geſicherter Lebensſtellung; da ſahen ſcharfe
Augen, wie unendlich anders das Streben und Ringen doch
iſt, wenn man zwiſchen ſich und dem Unwillen der andern
eine Mauer von Geld bauen kann!

Die Erinnerung an unſere Vorkämpfer kam, die noch
ahnend, noch erſt halbklar, ſtrebten nach Licht und Freiheit
rangen für ſich und die Elendsgenoſſen um beſſeres Leben
bis ſie die um ihren Geldbeutel beſorgten Unternehmer auf
die Straße ſetzten. Wie viele mußten ſich zähneknirſchend
der Unternehmerknute Brotlosmachung beugen? Wie viele
verrieten ihrer und der Genoſſen Ringen, weil Frau und
Kinder nach Brot ſchrien?

Drinnen redet einer, der glaubt, mit liebeglühenden,
menſchlichkeitdurchvulſten Worten die Welt, die Menſchen
friedfertig und glücklich machen zu können. Lohende, reine
Begeiſterung, edelſtes Streben iſt in ſeinen Worten. Sie
wärmen und wir Sozialiſten aber blicken durch die hohen
Fenſter hinaus in die Armeleutegaſſe. Wir denken daran,
daß Millionen nicht wiſſen, wovon ſie mor-gen leben ſollen. Wir wiſſen, daß Millionen feiler
Blätter in die verzweifelnden, elenden Maſſen das Wort
werfen und warfen vom Erbfeind, vom befreienden Krieg.

Wir wiſſen, daß Tauſende von Kapitaliſten ſich belauern
wie wilde Tiere, die eins dem andern die Beute wegſchnap-
pen wollen. die aber noch gefährlicher ſind als wilde Tiere,
weil ſie Verſtand haben, den ſie benutzen, um Millionen
von Menſchen in falſchen Anſchauungen, Lügen und An-
wiſſenbeit zu erhalten.

Wir wiſſen, daß die gegenwärtige Weltordnung eine
furchtbare Waffe gegen die Rebellierenden, die nichts als
gert oder Muskeln ihr eigen nennen, hat das Geld, den

eſitz.
Wir achten den Willen zum Guten, zum Frieden in den

un ſozialiſtiſchen Pazifiſten, aber wir wiſſen, daß der gute
Wille allein nie dieſe Welt umgeſtalten kann. Darum iſt
unſer Pazifismus ein anderer. Wir jagen keinen himmel-
blauen Völkerverbrüderungsphantomen nach, die materiali-
ſtiſche Weltauffaſſung, die uns unſere Denker in ſelbſtloſer
Wühlerei in trockenſten und troſtloſeſten Alltagsſtaub ge-
ſchaffen, weiſt uns alle Kanten und Grenzen auch des beſten,
idealſten Wollens und Planes, und wir beſcheiden uns als
Kinder dieſer Welt und ihrer ewigen ehernen Geſetze. Wir
bauen kein Phantaſieziel, innerhalb der Möglichkeiten, die
dieſe Erde und ihre Geſetze geben, bleibt unſer Weg. Wir
glauben nicht daran, daß es gelingen kann, durch noch ſo
gute Völkerbundsverfaſſungen oder mit unparteiiſchſten
weiſen Richtern beſetzte Schiedsgerichte inneren und äußerey
Krieg auszuſchalten, ſo lange die gegenwärtige

kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung beſteht.

So lange noch in den e Staaten Kapitalfſten-
gruppen ihre Geſchäfte, ihren Ausdehnungsdrang, ihre An
eignung von Ausbeutungskolonien unter dem Schutze des
jeweiligen Staates betreiben, ſo lange noch die Kapitaliſten
des einen Staates denen des andern konkurrierend gegen

überſtehen, planlos die einzelnen Kapitaliſten gegeneinander
wirtſchaften, glüht Kriegsglut in dieſer Erde. die jederzeit



in ve Fiammen über die Volksmaſſen, die noch ſorheerenden
rtig, zuſammenſchlagen können.

wenn eine ſozialiſtiſche Weltwirtſchaft die Kämpfe
zusbeuteriſcher Kapitaliſten ausgeſchaltet hat, erſt wenn

eine planvolle Weltwirtſchaft
die Bedürfniſſe des einen Staates wie die des andern be
rückſichtigt, dann, auf dieſem Grunde nur, kann der politiſche
und kulturelle Ueberbau

des Friedensbundes aller Völker
errichtet werden. Gern und ſchon je ſtimmten wir ein in
den Ruf: Krieg dem Kriege, aber wir rufen weiter, ſieges-
und wahrheitsbewußt:

Krieg dem Kapitalismus.
Nur der Weltſozialismus iſt der Weltfrieden!

NRe Vorſchläge für das Parteiprogrumm

und die Bodenftage.
(Wir geben die folgenden Ausführungen

eines Parteigenoſſen über die Agrarfrage,
der ſie nur vom Standpunkte eines Reformers
beträchtet, um ſo lieber wieder, da wir als
Vorbedinung für eine S um-faſſende Umwälzung der Bodenrechtsfrage eine

i
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vorhergehende, weitverbreitete, reformierende
Tätigkeit für notwendig halten. Die Red.)

Es dürfte nicht nur Zufall ſein, daß von 26 abgegebenen
Gutachten für die Erneuerung des Parteiprogramms ſich6 mehr oder weniger mit der Bodenfrage be äftigen. Daß
unſere Bodenrechtsverhältniſſe dringend der Reform bedürfen,
wird jeder, der ſich auch nur einigermaßen über das beſtehende
BodenUnrecht, denn Recht kann es nicht mehr genannt wer-
den, klar geworden iſt, einſehen müſſen. klarer muß
die Bodenrechtsfrage aber einem Bodenreformer, d. h. einem
eifrigen Anhänger und Verfechter der Lehren und der daraus
ſich ergebenden Forderungen des „Bundes deutſcher Boden

Not unſerer Zeit, die geradezu nach Bodenreform ſchreit, die
einfachſten Forderungen der von den maßgebenden
Stellen“ ignoriert werden. Dies iſt um ſo weniger le
lich, als es ſich hier um Lehren und Forderungen handelt, die
nicht etwa irgendein Theoretiker erdacht und ausgeklügelt
hat, ſondern die zum weitaus überwiegenden Teile längſt
praktiſch erprobt worden ſind und ſich bewährt haben.

Das Programm des „Bundes deutſcher Bodenreformer“
gipfelt in dem Satze: „Der Bund deutſcher Bodenreformer
kritt dafür ein, daß der Boden, die Grundlage aller natio
nalen Exiſtenz, unter ein Recht geſtellt werde, das jeden Miß-
brauch mit ihm ausſchließt, und das die Wertſteigerung, die
er ohne die Arbeit des Einzelnen erhält, möglichſt dem Volks-
ganzen nutzbar macht.“

Auf Grund dieſes Programmſatzes wird weiterhin ge-
fordert z. B.:

Sozialiſierung der Grundrente, freier Zugang für
jede Arbeit zu den Schätzen des BVodens.,

Nutzbarmachung des unverdienten Grundwertzuwachſes
für die Allgemeinheit,

Neuregelung des Hypothekenweſens und Sozialiſie-
rung der Hypothekenbanken,

womit das Programm bei weitem nicht erſchöpft iſt. Mit
einem Satze geſagt: Das beſtehende Bodenmonopol ſoll auf
gehoben werden und der Boden für den zugänglich fein, der
ihn bearbeitet und damit am beſten für ſich und damit auch
für die Allgemeinheit auszunutzen verſteht.

Jch glaube nun nicht zu viel zu behaupten, wenn i
daß dieſe Forderungen der Bodenreformer auch jeder
heitsſozialiſt glatt unterſchreiben kann.

Jch komme nun zu den Ausführungen der einzelnen
Hutachter, ſoweit ſie ſich mit der Bodenfrage befaſſen. Der
bedeutende Soziologe und warme Freund der Arbeiter-
bewegung „Normanus“ bezeichnet die wachſende Teil-
nahme in allen Schichten für die Bodenreform als ein be-
deutſames Zeichen der Zeit“ und ſagt, daß auch, wer in ihr
kein Allheilmittel anerkennen will, doch nicht leugnen kann,
daß ſie gegen den Bezug der Grundrente durch beliebige
Private gerichtet iſt und deren unverdientes Wachstum dem
gemeinen Nutzen dienſtbar machen will. Normanus ſagt

age,

ehr

dann weiter: „Die Sozialdemokratie hätte wahrlich zu
reichenden Grund, die Bodenreform in r Programm auf-

Butu simbha's Miſſion in Europapu.

Eine Negergeſchichte von H. Thurow.

41. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)
Es war ſo finſter, daß man nicht wußte, was in der

Welt unten und oben war. Er hatte ſeine letzte Laſt Muni-
tion herbeigeſchleppt. Die Begleiter verkrochen ſich in einem
Unterſchlupf. Er hatte noch eine Kiſte hereinzuſpedieren. Jn
dieſem Moment hatte er ſchon ein Bein über den Graben
geſtreckt und mit einem Schwung den anderen Fuß auf die
Brüſtung gehoben. Es war die vorgeſchobenſte Grabenlinie.
Beim Aufſpringen auf den Erdwall lockerte ſich ein Stein
und fiel in die Tiefe. Das mußte ihn verraten. So raſch
es ihm bei der Dunkelheit möglich war, lief er in der Rich-
tung gegen die franzöſiſche Stellung dahin. Er kam in ein
Baumgewirr, ſtolperte über abgeſchoſſene Zweige und zer-
ſchürfte ſich Geſicht und Hände. Jn wahnſinniger Aufregung
ſtürmte er weiter, über Gräben und Verhaue. Er hatte
vollſtändig die Orientierung verloren.

Da wälzte ſich dröhnend ein ſchwarzes Vehikel heran.
Die ige krachten unter ihm wie die Knochen eines dürren
Skeletts. Es war Butu, als ſprühe Feuer nach allen Seiten.

Er wankte und holte wieder Atem. Dieſes letzte Aben
teuer mußte noch beſtanden werden. Wenn ſich alle Teufel

mere

in einen einzigen verſchmolzen hatten, er mußte hindurch!
Wie er ſich ſchon geborgen wähnte, knallte es ihm wie

ein Peitſchenſchlag um die Beine. Dann wird es ihm finſter
vor den Augen.

Ein paar Männer beugten ſich zu ihm nieder und ſchlepp
ſen ihn in Sicherheit.

„C'eſt un moricand“ (es iſt ein Schwarzer), ſagten ſie.
Das Wort war ihm im Gedächtnis geblieben.

Es ging diesmal mit der Heilung nicht ſo ſchnell. Die
wenigen Wochen, von denen die Schweſter geſprochen hatte,
wurden zu Monaten, und das Bein wollte nicht wieder marſch
fähig werden. Es waren gleich zwei Kugeln auf einmal
ins Kniegelenk gefahren, was die Herren Chirurgen erſt
nachträglich entdeckten; auch wurden die Geſchoſſe keineswegs

reformer“ ſein, der ſchweren Herzens zuſehen muß, wie in der den ſtädtiſchen Grundbeſitz in

zunehmen, was nicht heißen würde, daß ſie ſich damit iden
tifizieren ſollte jeder anderen Partei ſtünde ja frei,
ebenfalls ſich zu dieſem giele zu bekennen was aber
heißen würde, daß ſie in der Bodenreform einen der gang-
baren Wege zu allgemeiner und gründlicher ſozialer Reform
erkennt, was er mit anderen Wegen wirklich iſt.

ch kann mich hier vollkommen mit „Normanus“ einver
anden erklären, möchte aber behaupten, daß es außer der

mehrheitsſozioliſtiſchen Partei keine politiſche Parte gibt,
die Forderungen der Bodenreformer in ihr rteiprogramm
aufnehmen könnte. Die Gründe hierfür liegen auf der
Hand. die Anhänger der Rechtsparteien ſind zum weitaus
rößten Teile am beſtehenden Bodenmono ol und an ſeiner

Erhaltung derart intereſſiert, daß ſie ſich hüten werden, ſich
mit bodenreformeriſchen Jdeen ihre Anhänger zu vergra-
men. Wurde doch ſchon immer der Altmeiſter der Boden-
reform Damaſchke von ihnen als „Sozialiſt“ bezeichnet, weil
er mit ſeiner Vodenreformidee ihnen nicht in den Kram
paßte. Na, und den linken Brüdern der Mehrheitsſozialiſten
iſt die Bodenreform eben nicht radikal genug.

Eduard Bernſtein fordert in ſeinem 9. Leitſatze
die Vergeſellſchaftung des Grund und Bodens und als Hebelhierfür den Kam f fur die Demokratie in Staat, Provinz
und Gemeinde. Er bringt die Behandlung weiterer Punkte
in Vorſchlag, und zwar u. a.

Die Bodenpolitik und Bodenbewertung unter Bezug-
nahme auf Artikel 153 der t

Wenngleich die Wichtigkeit des Artikels 153 nicht zu
unterſchätzen iſt, ſo erſcheint mir die Bezugnahme auf Ar-
tikel 155 mit ſeinen praktiſchen und ideellen Forderungen
bei weitem wichtiger, nicht etwa nur weil er die Verwirk-
lichung wichtiger Forderungen der Bodenreformer in Aus-
ſicht ſtellt, ſondern weil er gleichzeitig die Frrieg für
eine durchgreifende ſoziale Reform, ſoweit ſie Gebiete des
Bodenrechts berührt, bietet.

Wenn Robert Schmidt in ſeinem „Die Soziali-
ſierung“ betitelten Gutachten am Schluß die Notwendigkeit
feſtſtet, die Grund und Bodenfrage mehr hervorzuheben,
ſo wird dies allein ſchon jeden ſozialiſtiſchen Bodenreformer
mit Genugtuung erfüllen, auch wenn Robert Schmidt ſeiner-
eits die Erörterung der Agrarfrage ausſchaltet und nur

erbindung mit der Woh-
nungsfrage erörtert und hier einen klaren, ſozialiſtiſchen
Standpunkt fordert. Denn Enteignung unbebauten Ter-
rains für den Bau von Wohnhäuſern durch die Gemeinde
und Errichtung von Zwangsgenoſſenſchaften, um Bau,
Uebernahme und Verwaltung von Wohnhäuſern zu betrei-
ben, kann auch der Bodenreformer gutheißen, weil er hoffen
darf, daß hierfür ſicher mehr oder weniger bodenreforme-
riſche Grundſätze ſich geltend machen werden.

Die Forderung der Regelung des Wohnungs und Sied-
lungsweſens durch das Reich in dem Vorſchlage von A.
Elkinger, der die Wohnungsfrage behandelt, iſt be-
ſonders in letzter Zeit von bodenreformeriſcher Seite als
Reichsheimſtättenamt“ oft und eindringlich und mit Unter

ſtützung der Gewerkſchaften erhoben worden, aber leider wie
o viele derartige Forderungen anſcheinend ohne jeden Ein
ruck bei den „maßgebenden“ Stellen geblieben. Beſonders

hervorzuheben ſind die Ellingerſchen Forderungen der plan-
mäßigen und tatkräftigen Siedlungspolitik. Gründung von
Heimſtätten und Heimſtättenverbänden, Förderung einer
geſunden Verkehrspolitik. Auch ich ſehe mit Ellinger keinen
beſſeren Weg, um aus der heutigen Wohnungsnot heraus-
zukommen, muß aber hier die möglichſte Beachtung boden
reformeriſcher Grundſätze empfehlen.

Paul Hirſch kommt in ſeinem Vorſchlage „Die
Wohnungsfrage“ den Bodenreformern ſchon bedeutend nä-
her, und wenn er ſagt, der Artikel 155 der Reichsverfaſſun
ſtelle gewiſſermaßen eine Art Bodenreformprogramm au
und im vorhergehenden Abſatz den Artikel 155 als einen
wichtigen bezeichnet, ſo kann man ihm nur beipflichten.
Artikel 155 ſtellt tatſächlich eine Art Bodenreformprogramm
dar, weil ſeine Entſtehung und Faſſung weſentlich vom
„Bund Deutſcher Bodenreformer“ beeinflußt iſt. Wenn
dann Paul Hirſch ſagt, der Artikel 155 ſtehe nicht etwa
bloß auf dem Papier und u. a. als deſſen Folge an das
Reichsſiedlungsgeſetz erinnert, ſo muß geſagt werden, daß,
wenn auch ſchon der Artikel 155 nicht, ſo doch aber das
Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. 8. 19 zunächſt leider nur auf
dem Papier ſteht und wohl auch nur auf dem Papier ſo-
lange ſtehen bleiben wird, bis durch das Reich eine zentrale
Stelle für das Siedlungs- und Heimſtättenweſen geſchaffen
und mit weitgehendſten Befugniſſen ausgeſtattet worden iſt
und nicht allerlei berufene und unberufene Stellen ziel- und
planlos, glücklicherweiſe meiſtens nur auf dem Papier

mit der gleichen Schnelligkeit wieder hinausbefördert, mit
der ſie ſich in Butus ſchwarzes Bein einlogiert hatten. Die
Prozedur koſtete den Aerzten ſogar große Mühe und Butu
große Schmerzen. Und da dieſer trotz ſeiner nebelhaften
Erinnerungen doch einigermaßen begriff, daß ſeine Perwun-
dung von franzöſiſchen Geſchoſſen herrühre, knurrte er die
Aerzte wütend an und nannte den einen, der ihm das Bein
zu ſtrecken verſuchte, einen „Saukerl“.

Zum Glück für Butu war der deutſche Wortſchatz des
Chirurgen nur gering, und dieſe Bezeichnung fehlte gänz-
lich darin. Der Doktor glaubte, daß der Patient in ſeiner
Negerſprache zu ihm rede.

Eines Morgens wurden Butus wenige Habſeligkeiten zu
ſammengepackt und er ſelbſt in eine alte Chaſſeur d'Afrique-
Uniform geſteckt. Er ſei jetzt transportfähig, hieß es, und
werde nach Marſeille ſpediert.

Das Wort Marſeille erweckte in Butu angenehme Er-
innerungen. Jn Marſeille waren ſie gelandet und mit rau-
ſchendem Beifall empfangen worden. Dann hatte ſich die
gegenſeikige Bewunderung freilich verloren, die Sympathien
waren abgekühlt eines Tages war ihnen im Kampf mit
verteuſfelt windigen Geſtalten die einzige aus Dumba mit
gebrachte Trophäe entriſſen worden!

Aber Marſeille lag immerhin im Süden, der Heimat
näher, und die Sonne prickelte fühlbarer durch die Klei-
der als im Norden, wo längſt der Winter wieder alles mit
eiſigem Hauch umwallte.

Jn dem mit Verwundeten und Geneſenden gefüllten Zug
lag er an einer Seitenwand. Wenn er den Kopf aufſtützte,
ſah er durch eine Ecke des Fenſters ins Freie. Eine grautrübe
Landſchaft zeigte ſich ſeinem Blick, die endlos mi! dem Zuge
zu wandern ſchien. Aber allmählich wurde ſie heller und
freundlicher. Grüne Flächen tauchten auf, Reihen von Oliven
b ereen Dae der Denen don Meer ſene

mk rü n neReferenz erweiſe. ſen ler
Butu betrachtete die Welt mit Wohlgefallen, und wie er

ſo den Blick am Horizont dahinſchweifen ließ, durchzuckte
ihn plötzlich das Gefühl einer fröhlichen Ueberraſchung. Fern
blaute das Meer, und aus der glänzenden Fläche erhob ſich
ein ſchroffer Sipfel: das erinnerte ihn an den Muriſch,

Rei le müßte die vornehmſten undBekämpfung e Boden

unden Bodenrechts er
gſt r daß ohne
mp

„ſiedeln“. Dieſe
grundlegenden Auf
wuchers und Schaffung eines ge
blicken. Es iſt dem Bodenreformer
Beſeitigung des Bodenwuchers der Ka gegen die Woh
nungsnot ein vergebliches Unternehmen ſein wird. Auch
Paul Hirſch ſagt, daß in dieſer Anſicht alle Sachverſtändigen

übereinſtimmen. JGanz beſonders beachtlich erſcheint mir, was Paul
Hirſch hinſichtlich der Gewährung öffentlicher Baumittel r
Arbeiterwohnungen im Anternetwerintereße und über die
Herſtellung von e durch Unternehmer für
ihre Arbeiter, wenn Miets- und Ärbeitsvertrag miteinander
verbunden ſind, ſagt. Auch ich habe das erſtere ſtets als un
verantwortlichen Unfug und das andere als Gefährdung der
politiſchen und ſozialen Selbſtändigkeit empfunden.

Das, was Dr. S. Fürth in ſeinem Gutachten: „Die
Bekämpfung der Bodenſpekulation“ über Aufhebung der
Spekulationsurſachen, Ausbau der Grundrentenſteuer nach
gemeinem Wert, Verſtaatlichung aller Hypothekenbanken.
Aufhebung des Warencharakters des Bodens uſw. ſagt, iſt
Bodenreform in Reinkultur.

Aus vorſtehenden Gegenüberſtellungen dürfte zur Ge-
nüge hervorgehen, daß die Hauptforderungen der Boden
reformer ſehr wohl in aller erforderlichen Kürze Aufnahme
im rteiprogramm finden können, ohne ſich im übrigen
mit der „Bodenreform“ zu identifizieren, wie „Normanus“

ſagt. Paul Liepelt.
Vom Kriegsſchauplatz in der U. 6. P.

„Die Zerſtörung beginnt“, ſo überſchreibt die „Freiheit“
Redaktion die Bekanntgabe eines Schriftwechſels zwiſchen der

und der Verlagsgenoſſenſchaft der „Freiheit“.
ie Redaktion bezeichnet dann in einem Kommentar nach

dem Verlangen der Preßkommiſſion ihre letzte Arbeit am
Blatte das Vorgehen als „einen unerhörten Eingriff in
das Recht der Parteigenoſſen“. Jenes Schreiben der reß
kommiſſion lautet:

Berlin, den 5. Oktober 1920.
An die

Geſchäftsleitung der Verlagsgenoſſenſchaft „Freiheit“.

Auf Grund des Beſchluſſes der Preßkommiſſion vom
30. September cr., beauftragen wir die Geſchäftsleitung, nach
genannten Redakteuren mit der Maßgabe zu kündigen, daß
ſie mit Fertigſtellung der Donnerstag-Morgenausgabe der
„Freiheit“ dieſer Woche ihre Tätigkeit einzuſtellen haben.

Die in Betracht kommenden Redakteure ſind:
Hilferding, Hertz, Liebſchütz, Prager, Rabold, Seide

Stein, Leid, Wielepp, Dahlke.
Jm Auftrage:

Paul Schwenk,
Vorſitzender der Preßkommiſſion.

Beſchluß.
Die Preßkommiſſion beſchließt, daß die Reubeſetzung der

„Freiheit“ Redaktion ſofort vorgenommen wird.
Am 30. September 1920 mit 12 gegen 8 Stimmen bei

einer Enthaltung angenommen. P. Schwenk.
Die Geſchäftsleitung antwortet darauf, daß ſie dieſes

Verlangen nicht erfüllen wird, da die ſofortige Neubeſetzung
der Redaktion eine noch gar nicht überſehbare finanzielle Be
laſtung bedeuten würde und außerdem die „Freiheit“ dann
bis auf weiteres nicht erſcheinen könne. Fernerhin beruft ſie
ſich darauf, daß Aenderungen in der Beſetzung der Redaktion
nur in gemeinſamer Sitzung der Preßkommiſſion, des Vor
ſtandes und des Aufſichtsrates zuläſſig ſeien. Als Zeuge
dafür tritt auch noch der Urheber der Beſtimmungen über die
Rechte der Preßkommiſſion, Alfred Berger, auf.

Aber die „Freiheit“-Redaktion weiß ſelbſt, wie wenig
Eindruck ihre Berufung auf das geſchriebene Blatt
bei Diktaturanhängern macht. Außerdem wird die r
angenheit unheimlich lebendig vor ihren Augen. Geſpenſter

tehen wieder auf, deshalb ſchreibt ſie ahnungsvoll:
„Wie uns mitgeteilt wird, ſind Gerüchte im Umlauf, nach

denen die „Freiheit“ gewaltſam beſetzt werden ſoll. Wir
wiſſen nicht, ob dieſe Gerüchte den Tatſachen entſprechen. Das
eine aber muß bei dieſer Gelegenheit ausgeſprochen werden:
Es wäre der härteſte Schlag. den das Proletariat erleiden
würde, wenn der bisherigen Selbſtzerfleiſchung der Arbeiter
ſchaft noch ein mit den d Mitteln der Gewalt geführ-
ter Bruderkampf hinzugefügt werden ſollte. Ueber einen

den er einſt auf hoher Zinne aufgepflanzt hatte. Neue Kraft
pulſierte in ſeinen Adern.

Nach ihrer Ankunft in Marſeille wurden die Zuginſaſſen
auf Laſtautomobilen in die Hafengegend verbracht.

Der Transport bewegte ſich durch Alleen und breite
Straßen, an die ſich Butu noch erinnerte. Er fuhr an einem
Speiſereſtaurant vorüber, das er ſchon betreten hatte. Es war
jenes Lokal, aus dem ſie ihn und ſeine Landsleute hinaus-
Wage en hatten. Ein ſchmerzliches Lächeln ging über ſeine

ge.
Er wurde zunächſt auf einem Spitalſchiff verladen, von

dem er glaubte, daß es ihn in den nächſten Stunden in
die Richtung gegen die Heimat davontragen werde. Aber
er harrte umſonſt. Nach einigen Wochen erhielt er eine
Krücke geliefert, die ſich als zu kurz und zu ſchwach erwies.
Bis er eine andere erhielt, verging eine weitere Spanne
Zeit, denn die Angelegenheit konnte erſt durch einen großen
Aufwand von Tinte und das ſtörendſte Durcheinanderwirken
vieler Inſtanzen erledigt werden. Dann zeigte ſich noch die
Notwendigkit, das durch die Operation verkürzte Bein ver
mittels eines ſehr dickſohligen Schuhes ettdas zu verlängern.
Da aber Butus Fußdimenſionen ohnehin über das Normal-
maß hinausgingen, ſtellten ſich auch hier Schwierigkeiten ein,
die nur allmählich überwunden werden konnten.

Vom Schiff wurde er wieder ans Land gebracht. Er
konnte nun mit Hilfe der Krücken ein wenig herumhumpeln.
Man verbrachte ihn in eine Baracke, in der viele andere
Verwundete ihrer Geneſung oder Heimkehr harrten. Zwiſchen
ihnen befanden ſich Farbige aus allen Kolonien. Er ſah ſich
prüfend unter ihnen um. Kein Landsmann kam ihm zu Ge
icht. Niemand wollte etwas von ſeinen Gefährten wiſſen.

Er verſteifte ſich jedoch auf ſein Verlangen, genaue Nach
richt über ihr Schickſal zu erhalten. Er faßte den höchſt

r ſich s zu laſſen,ganze r mitgeteilt hätte. „Maſſa“ſollten ihm ſchon Rede ſtehen. v De
Als ſich kein Vorgeſetzter um ihn kümmerte, war er iſich gekehrt und verbiſſen. Den Anordnungen der Wärter

fügte er ſich nicht. Dieſe behandelten ihn bald als Queru-
lanten und ſuchten ihn durch Schimpfreden und Arreſtſtrafen

(Fortſetzung folgt.zu beſſern.
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dieſe Erklärungen an

einer und ſeiner Freunde Meinung nicht objettiv genug

der Arbeitsloſenbewegung anzunehmen.

Zweiter Tag.
Berlin den 6. Oktober 1920.

Vor Eintritt in die Tagesordnung verlieſt Schaumburg Ber
lin eine Erklärung der U. S. P. und K. P. gegen
die er Ausführungen r die er im Anſchluß andie Rede Vertreters der ruſſiſchen Delegation machte.

Graßmann erklärt, daß er ſich in allen Teilen den Ausführun-
gen Aufhäuſers anſchlleßt, der nur die Würde der deutſchen Ge

erkſchaften gewahrt hade. ß
n einer i n Geſchäftsordnungsdebatte, die ſich an

ließt, wird von kaler Seite gegen die
Vergewaltigung von Gäſten“ proteſtiert.

Ein Vertreter aus Weſtdeutſchland ermahnt die Delegierten,
den Kongreß nicht als Kaſperletheater, ſondern als ſchaffendes
Parlament zu betrachten und danach zu handeln.

Schramm. Hamburg verwahrt ſich gegen die Einmiſchung von
außen in die inneren Angelegenheiten der deutſchen Gewerkſchaften
und weiſt darauf hin, daß den Ruſſen bereits in Hamburg ein
würdiger Empfang bereitet worden iſt.

Auf Anregung Graßmanns wird unter minutenlangen Lär-
men der Oppoſition die Debatte c

Nach eine Ermahnung des Vorſitzenden zur poſitiven und beſchleunigten Arbeit ent teßt ſofort eine neue Geſchäftsordnungs-

debatte, in der BrechtBerlin beantragt, die beiden Vorſitzenden
Graßmann und Aufhäuſer durch andere zu erſetzen, da d h

nd.
Drei Anträge auf Schluß der Debatte und Üebergang zur

Tagesordnung finden genügend Unterſtützung.
SchwindBerlin, der gegen dieſe Anträge ſpricht, bezeichnet

den Kongreß als einen von Gottes- und Gewerkſchaftsbonzen-
Gnaden zuſammengetrommelten, der keinen Anſpruch darauf hat,
als Vertretung der Arbeiterſchaft zu gelten. Dieſe Worte löſen
einen ungeheuren Tumult bei der Mehrheit des Kongreſſes aus.die nträge m. der Debatte werden gegen 30 Stim-
men angenommen. Abgelehnt wird der Antrag auf Reuwahl der
Leitung.

Neuer Lärm entſteht, als Graßmann die Zuhörer auf der
Galerie bittet, ſich des Charakters des Gaſtrechtes bewußt zu ſein.

Eine Erklärung vieler Anhänger der U. S. P. proteſtiert da
gegen, taß hier Ertlärungen in ihrem Namen abgegeben werden.

Vorſ. Graßmann teilt mit, daß eine Deputation des Reichs
arbeitsloſenrats erſchienen iſt. die im Ramen der Arbeitsloſen im
Reiche eine ſtimmberechtigte Vertretung verlangt. Sollte der Kon,

dieſem Verlangen nicht nachkommen, ſo würde wahrſchein
ich eine Demonſtration der Berliner Arbeitsloſen vor oder in

dem Lokal ſtattfinden. Redner ſchlägt vor, einem Vertretex des
Reichsarbeitsloſenrats das Wort zu geben. Nach kurzer Debatte
erhält der Vertreter des Reichsarbeitsloſenrats Schmidt das Wort.
Er ſchildert die Lage der Arbeitsloſen und bittet den Kongreß, ſich

Nach kurzer Debatte wird beſchloſſen, über die Arbeitsloſen-
tage gleichzeitig mit den Referaten und Hilfferdings zu disku-
tieren.

Nach dem Berxicht der Mandatsprüfungskommiſſion iſt der
Kongreß von 95h Delegierten beſchickt, die 65 Organiſationen an-
gehören. Mit Ausnahme des Mandats Grune- Magdeburg werden
alle übrigen für gültig erklärt.

Der deutſche Betriebsräte-Kongreß.
ſchädigungsloſe Enteignung des Bergbaues nach dem Vorſchlag
1. der Sozialiſierungskommiſſion.

Vorſ. Graßmann teilt dann mit, daß die vor dem Kongreß-
lokal demonſtrierenden Arbeitsloſen ſich nicht damit zufrieden
C daß ihre Vertreter nur beratende und nicht beſchließende

timme ben Er fragt den Kongreß, ob er dieſem Drucke weichen
wolle. Es wird beſchloſſen, den Forderungen der Arbeitsloſen
nachzukommen. Weiter beſchließt der Kongreß, eine Kommiſſion
einzuſetzen, die die einlaufenden Anträge zu prüfen hat.

Jn der fortgeführten Debatte fordert Katz-Berlin eine ge-
Verteilung der Steuerlaſten und die Einſetzung eines

Reichsbetriebsrates, der die ungeheuren Kapitalverſchiebungen ins
Ausland verhindern ſoll.

Zur Geſchäftsordnung erhält Müller das Wort, der zur größten
Ueberraſchung mitteilt, daß das Kongreßlokal durch Sipo-Beamte
vor den Arbeitsloſen „geſchützt' wird. Er fordert ſofortige Ent-
fernung der Polizei. rolath, Graßmann und Dißmann ſtellen
9 daß die Polizei nicht von der Kongreßleitung gerufen worden
ei und auf Grund von Verhandlungen bereits den Rückzug an

getreien habe. Ein Vertreter der Landarbeiter führt die Er
nährungsſchwierigkeiten in der Hauptſache zurück auf den Mangel
an künſtlichen Düngemitteln und die bewußte Sabotage der Land-
wirle. Er fordert Ausdehnung des Kontrollrechts und größeren
Schutz der Vetriebsräte. Nach weiteren unweſentlichen Aus
führungen tritt die Mittagspauſe ein.

Jn der Nachmittagsſitzung wird die Diskuſſion bald durch
einen Geſchäftsordnungsantrag auf Schluß der Debatte beendet.
Nach ſehr ausgedehnter Debatte wird dieſer Antrag mit großer
Mehrheit angenommen. Jm Anſchluß daran begründet Schmidt
vom Reichsarbeitsloſenrat die Forderungen der Erwerbsloſen, die
in einem Antrage niedergelegt ſind. Aufhäuſer betont, daß Ver-
ſprechungen an die Erwerbsloſen nur dann gemacht werden
können, wenn der re einmütig ſeinen Willen zur Macht be-
kundet. Er bittet dieſen Antrag gleich den anderen der während
der Vormkittagsſitzung eingeſetzten Kommiſſion zu überweiſen.

Es folgen dann die Schlußworte der beiden Referenten, die
angeſichts der Tatſache, daß kein Redner gegen ſie Widerſpruch er-
hoben pt. e kurz ſind. Wiſſell mahnt beſonders die Betriebs-
räte, die Maſſen der deutſchen Arbeiterſchaft, die wirtſchaftliche
Erkenntnis einzuhämmern, die notwendig iſt, um unſere Wirtſchaft
zu ſozialiſieren und die leider noch in ſo hohem Maße vermißt
wird. Hilfferding empfiehlt zunächſt die Annahme einer Reſolu-
tion die den ruſſiſchen Arbeitern die Sympathie des Kongreſſes
ausſpricht und zur Unterſtützung ihres Kampfes die Einſtellung
jedes Munitionstransportes nach Polen fordert. Er betont dann
nochmals die Notwendigkeit einer geſchloſſenen Front der Arbeiter
ſchaft und legt kurz ſeine prinzipielle Stellung gegen die Arbeits-
gemeinſchaften klar.

Zur Annahme gelangt dann ein Antrag Wiſeell, der die
Sozialiſierung der reifen Wirtſchaftszweige und Stärkung des
Einfluſſes der Hand und Kopfärbeiter in den übrigen Produk-
tionszweigen verlangt. Aus Objekten der Wirtſchaft ſollen die
Arbeiter Subjekte der Wirtſchaft werden. Die proletariſche Be-
wegung kann nur dahin gehen, das Verfügungsrecht übex die
Produktion zu erringen.

Ferner wird Leine Entſchließung Hilfferding angenommen, in
der gefordert wird, daß die Berriebsräte und Gewerkſchaften im
Verein mit den Arbeiterparleien alle ökonomiſche und politiſche

Dann tritt der Kongreß in die Diskuſſion über die geſtern ge
hörten Referate ein.

Hatjo- Hamburg kritiſiert ſehr ſcharf die im Eiſenbahnbetrieb
immer noch herrſchende Bürokratie, die durch ihre falſche Ver
waltungspraxis ein groß Teil Schuld an dem 17 Williarden-
Defizit trägt. Angeſichts dieſer die Volkswirtſchaft ſchädigenden
Tätigkeit un energiſch ein größeres Kontrollrecht der Betriebs-
räte gefordert werden. Auf die hbeitenden Poſten in der Verwal-
ung gehören e und keine Juriſten. Die Doppel-
exiſtenzen in den Reichsbetrieben müſſen im Jntereſſe der Arbeits-
loſen verſchwinden. Die ſtarren Staatsgefetze, die dem noch vielfach
entgegenſtehen, müſſen den volkswirtſchaftlichen Verhältniſſen und
Intereſſen angepaßt werden.

Steiner-Berlin weiſt vor allem auf die Erziehungspflichten
der Betriebsräte hin und fordert im Zuſammenhange damit eine
gründliche Schulreform und die Schaffung von Lehrwerkſtätten für
den gewerblichen Nachwuchs.

isdann gelangt eine große Anzahl von Anträgen zur Ver
leſung, die u. a. fordern: Ablehnung jeder Förderung der „kor-
rumpierten Jdee der Arbeitsgemeinſchaften“ Tier eines
neuen und beſſeren Betriebsrätegeſetzentwurfes durch die Gewerk-
e an die Reichsregierung Kampf um die Durchführung

r Produktionskontrolle und Vorbereitung eines Generalſtreiks
zur Erreichung dieſes Zieles ſofortige Sozialiſierung und ent-

ig hinaus würde dem gemein
der Bourgeoiſie, daraus nur

etwaigen vorübergehenden u
ſamen Feind der Arbeiterklaſſe
ein neuer Triumph erwachſen!“

Was ſoll dieſes Flennen und wie nimmt es ſich in den
Spalten der „Freiheit“ aus? Sie iſt ja erſt durch ein ſolches
Vorgehen groß geworden und will nun den Moraliſchenpielen, da t ihre eigene Taktik gegen ſie ſelbſt richtet. Die

Taktik der Zerſtörung hat ſie ſelbſt ausgebildet und dieſe
Schuld rächt ſich. nun an ihr.

Doch was den Kommuniſten in Berlin nicht geglückt iſt,
iſt ihnen in Stuttgart um ſo beſſer gelungen. Die Spaltung
der Landeskonferenz haben wir unſeren Leſern ſchon mitge-
teilt. Ein neuer kommuniſtiſcher Vorſtand wurde gewählt.
Das Zentralkomitee proteſtierte mit folgendem Telegramm
gegen dieſes Vorgehen:

„Zentralkomitee der U. S. P. D. erkennt die Neuwahlen

der d e im Schwabenbräu zum Lan-desvorſtand nicht als rechtmäßig erfolgt an. Für uns kommt
nur alter Landesvorſtand in Betracht.

Zentralkomitee.“
Das hat natürlich für die neuen Männer nichts zu ſagen.

Sie meinen, „mit erfriſchender Klarheit iſt auf der Landes-
verſammlung der U. S. P. Württembergs die Scheidung

iſchen dem opportuniſtiſchen und revolutionären Flügel der
rtei erfolgt“. Sie beſetzten die Redaktion mit ihren Ver-

tretern noch in der Nacht vom Sonntag zum Montag, und
mit Hilfe des techniſchen Perſonals wurden die bisherigen

teure ausgemietet. Dieſe haben ſich nun in Geſellſchaft
des alten Landesvorſtandes in die Drugerei des Hauptvor-
ſtandes des „Deutſchen Metallarbeiter--Verbandes“ zurückge-
zogen und geben dort gedruckte Mitteilungen heraus.

Zur Verſchärfung des Konfliktes in Stuttgart hatte
weſentlich beigetragen, der Verteilung der Mandate r
Parteitag nicht nach dem Verhältnis der abgegebenen Stim-
men beider Richtungen erfolgen ſollte, ſondern einſeitig nur
die Moskaujünger verückſichtigte. Ueberhaupt ſcheint man
zweierlei Methoden bei der Verteilung der Mandate anzu
wenden. Verhältniswahl, da, wo es für die Moskauanhänger
kitzlich iſt, keine Verhältniswahl, dort, wo ſie meinen, in Ver

ene Fronten ſehen ſo den die Segrer et
n aruu Wer ere mit ihren Mitteilungen

rtei zu flüchten. So in Hamburg,
eine größere Annonce Wriſſg

Moskauer Bedingungen genötigt,
in die Blätter unſerer

wo ſie im „Hamburger

Macht der Arbeiterklaſſe auf die Verwirklichung der Soziali-
ſierung konzentrieren. Jnsbeſondere wird es für notwendig ge-
halten, alle Vorbereitungen zu treffen, um in dem bevorſtehenden
e für die Sozialiſierung des Bergbaues dieſes Ziel durch-
uführen.Einſtimmig zur Annahme gelangt weiterhin eine Ent

ſchließung, die die Kundgebung für das kämpfende ruſſiſche Prole-
tariat zum Ausdruck bringt und die Beſtimmung über die Trans
portkontrolle enthält.

Ein Vertreter der Arbeitsloſen verlangt Abſtimmung über
die Anträge der Arbeitsloſen und verwahrt ſich gegen deren
Ueberweiſung an den Beirat.

Zu einer recht ſtürmiſchen, teilweiſe durchaus unparlamen-
tariſchen Dehatte kommt es ſodann, als ein Teil der V
mitglieber zu Punkt drei der Tagesordnung (Aufbau und Aufs-
abe der Betricbsräte) die Zulaſſung von Korreferenten ver-
angt.Wtach einviertelſtündiger Diskuſſion wird der Antrag auf Zu

laſſung von Korreferenten angenommen. Sodann finden noch eine
ganze Anzahl von Anträgen zur Geſchäftsordnung ihre Erledigung.

Gegen 6 Uhr vertagt ſich die Konferenz auf Donnerstag,
s Uhr morgens.

Berichtigung: Jm Bericht über die Mittwochs Sitzung muß
les heißen anſtatt „SchlawsHamburg“ Schramm- Hamburg.
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Die Umbildung der preußiſchen Pollzel.

Am 4. Oktober hat der preußiſche Miniſter des Jnnern,
Gen. Severing, einen Erlaß herausgegeben, der die Um ildung
der Polizei in Preußen anordnet. Als Ausführung der Be-
ſtimmungen des Friedensvertrages in Verbindung mit der
Note der alliierten Mächte vom 22. Juni 1920 und dem Proto-
koll von Spa vom 9. Juli 1920 wird die Sicherheitspolizei
mit dem 6. Oktober 1920 aufgelöſt; gleichzeitig wird die bisher
beſtehende Polizei, die in ihrem Wirkungsbereich örtlich be-
grenzt iſt, eine Verſtärkung erfahren, bei der die Beamten,
die bisher der grünen Sicherheitspolizei angehörten, Ver
wendung finden können und werden. Die Polizei wird in
ihrem inneren Aufbau, ihrer Stärke, Art der Bewaffnung
und Unterbringung den Erforderniſſen unſerer Zeit ent
ſprechen. Die Zuſtändigkeit der Polizeibehörden beſchränkt

ſich lediglich auf den örklichen Bereich, die Regierungspräſi-
denten ſind Landespolizeibehörde, das Miniſterium des
Jnnern die Zentralinſtanz.

Der Plan der Vereinheitlichung des in r ſo zer
riſſenen Polizeiweſens iſt durch dieſen Erlaß weſentlich ge-
fördert worden. Es gibt nunmehr nur noch eine, nach einheit-
lichen Geſichtspunkten organiſierte Vollzugspolizei, deren Be
amtenſchaft teils in geſchloſſenen Verbänden, teils im Einzel-
dienſt Verwendung findet. Die geſamte Sicherheitspolizei im
Sinne des 8 10 11. 17 des Allgemeinen Landrechts ſoll dem-
nächſt verſtagtlicht werden. Zunächſt wird im rheiniſchweſt
fäliſchen Jnduſtriegebiet nach dieſer Richtung vorgegangen
werden. Eine Verſtaatlichung ſicherheitspolizeilicher Auf-
gaben im ganzen Lande ſoll jedoch nicht ſofort in Angriff ge
nommen werden, vielmehr erſt e nach auf Grund einer
Ermächtigung durch das neue Polizeigeſetz. Dabei ſollen
grundſätzlich weſentliche Teile der Polizei (Gewerbe, Markt,
Bau uſw. Polizei), kurz alle polizeilichen Gebiete von rein
örtlicher Bedeutung, den Gemeinden überlaſſen bleiben.

Die Neuregelung vom 4. Oktober gibt den Rahmen und
die Möglichkeit zur weiteren zweckmäßigen Ausgeſtaltung des
Polizeiweſens in Preußen. Da der miniſterielle e
nächſt nur die Erfüllung der Ententenote vom 22. Juli über
die geforderte Auflöſung der Sicherheitspolizei im Auge hat,
iſt die Landjägerei nicht erwähnt. Aus demſelben Grunde
iſt die Einbeziehung der Landesgrenzpolizei in die Einheits
polizei, der Ausbau der Kriminalpolizei, ſowie die Beſeiti-
gung der vielen anderen zurzeit noch beſtehenden Polizei
organiſationen nicht erwähnt. Die Durchführung dieſer Pläne
in der Umgeſtaltung des Polizeiweſens wird Aufgabe derlichen, ſo auch hier in Halle. Einec ſo auch h ürdigung der halliſchen

findet der Leſer im lokalen Teil. nächſten Zeit ſein, allerdings nur ſchrittweiſe zunächſt erfolgen

c da umfangreiche Vorarbeiten noch erledigt werden
m en.

Die Stärke der Polizeibeamten wird 85 000 Mann be-
tragen. ſind in Preußen 9100 Landjäger (Gen-
darmen) vorhanden. Von dieſen erhält die Provinz Sachſen
8800, davon der Regierungsbezirk Merſeburg 3975, Magde-
burg 2170, Erfurt 2715.

Feine Nuancen. Die deutſchnationale „Poſt“ bringt in
derſelben Rummer zwei Notizen über Gasvergiftungen. Die
erſte betrifft zwei galiziſche Einwanderer und wird unter der
ſtändigen Ueberſchrift: „Unſere galiziſchen Gäſte“ gebracht.
Die zweite lautet: „Tödlicher Unfall eines bulgariſchen Stu-
denten“. Das antiſemitiſche Hetzorgan vermag alſo auch ſelbſt
nach dem Tode nicht ihre gehäſſige unterſchiedliche Behand
lung zwiſchen armen galiziſchen Juden und bulgariſchen Stu-
denten zu unterlaſſen.

Offiziere als Fachleute im Preußenhaus. Der „Natio-
nalverband Deutſcher Offiziere“ und der „Verband national
geſinnter Soldaten“ haben den General der Jnfanterie von
Dickhuth-Harrach als „erſten hervorragendſten Kandidaten“
für die Wahlen zur Preußiſchen Landesverſammlung vorge-
ſchlagen. Die „Deutſche Zeitung“ fordert im Anſchluß an dieſe
Meldung zur Wahl von Offizieren auf. Da gerade dieſes
Blatt an der Spitze derer ſteht, die fortgeſetzt den Ruf nach
Fachleuten erſchallen laſſen, möchten wir in aller Beſcheiden-
heit fragen, in welcher Weiſe und bei welcher Gelegenheit die
deutſchnationalen Offiziere im preußiſchen Parlament ihre
Fochkenntniſſe verwerten wollen; ſintemalen wir nur noch
27 Reichswehr haben und keinen preußiſchen Kriegsminiſter
mehr.

Bolſchewiſtiſche Arbeitsfreiheit.
Wie es mit dem Grundrecht der Freizügigkeit in

Sowjet Rußland ausſieht, das zeigt ein Beſchluß, den der
IX. Kongreß der bolſchewiſtiſchen Partei Rußlands im April
1920 zu Moskau gefaßt hat und dem wir einer in Wien er-
ſchienenen Sammlung der Kongreß Beſchlüſſe (Verlag der
Arbeiterbuchhandlung) entnehmen. Er lautet:

XV. Arbeitsdeſertion.
Jn Anbetracht deſſen, daß ein erheblicher Teil der

Arbeiter, auf der Suche nach beſſeren Verpflegungsbedin-
gungen, nicht ſelten, aber auch zu Zwecken der Spekulation,
eigenmächtig die Unternehmen verläßt und von einem Orte
an den anderen überſicdelt, wodurch der Produktion weitere
Schläge zugefügt werden und die allgemeine Lage der
Arbeiterklaſſe verſchlechtert wird, ſieht der Kongreß eine der
dringendſten Aufgaben der Sowjet-Macht und der Gewerk-
ſchaftsorganiſationen im planmäßigen, ſyſtematiſchen, be
arrlichen, ſtrengen Kampfe mit der Arbeitsdeſertion, im
eſonderen durch Veröffentlichung von Strafliſten der

Deſerteure, durch Schaffung von Strafarbeitskommandos
aus Deſerteuren und endlich durch Einſperren der Deſer-
teure in ein Konzentrationslager.

Der Arbeiter, der ſich eine beſſere Arbeitsſtelle zu ſuchen
wagt, wandelt hinter Stacheldraht! Das iſt der „Jdeal-
zuſtand“ für das Proletariat.
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Neueſte Nachrichten und Telegramme

Die erſte Generalverſammlung des Völkerbundes.
London, 7. Oktober. Der Völkerbundsrat hat nunmehr

Einladungen an ſeine Mitglieder und an Amerika für die
erſte Generalverſammlung der allgemeinen Konferenz er
gehen laſſen, die am 20. Januar in Barcelona zuſammentreten
ſoll, um die Verkehrsfragen zu regeln. Die Tagesordnung
umfaßt den Plan der Gründung eines ſtändigen Organismus
ſowie die Ausarbeitung allgemeiner Abkommen über das
internationale Regime der Eiſenbahnen, Schiffahrtslinien,
der Häfen und des Durchgangsverkehrs.

Das Ende der Feindſeligkeiten.
Kowno, 7. Oktober. (Litauiſche TelegraphenAgentur.)

Auf Veranlaſſung der Jnteralliierten Kontrollkommiſſion in
Suwalki hat die polniſche Heeresleitung die Operationen
gegen die litauiſchen Grenzſchutztruppen am 6. Oktober 10 Uhr
vormittags eingeſtellt. Die polniſche Delegation erklärte
ſich bereit, die von den Litauern geforderte Curzonlinie vom
8. Dezember 1919 als Demarkationslinie anzuerkennen.
Demgemäß verläuft die polniſche Grenze längs dem Njemen
fluß bis Ucieha ſüdlich von Marcinkanze, ſodann öſtlich bis
Baſtuny, wobei Marcinkanze und der Flecken Orany den
Litauern verbleiben, jedoch die Eiſenbahnſtation Orany an
die Polen fällt. Dieſe beanſpruchen die Eiſenbahnlinie
Suwalki--Olita für ihre militäriſchen Transporte.
Die Verhandlungen in Suwalki werden in Gegenwart der
interalliierten Schiedsgerichtskommiſſion fortgeſetzt. Auf
litauiſcher Seite erhofft man eine gütliche Beilegung des
Konfliktes, befürchtet jedoch für ſpäter einen neuen polniſchen
Angriff. Die int'ralliierte Kommiſſion wird ſich nach der
litauiſchen Hauptſtadt Wilna begeben, wohin bereits alle
Miniſterien übergeſiedelt ſind.

Litwinow kehrt nach Rußland zurück.
Chriſtiania, 7. Oktober. (Havas.) Litwinow hat geſtern

Chriſtionig verlaſſen, um ſich über Stockholm nach Reval zu
begeben.

Berantwortlich: Für Politik, Parieinachrichten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; für „Aus dem Stadtkreis“ und Feuilleton Willi Lanzke; für
Provinz und den übrigen redaktionellen Teil K. Garbe; für die Jnſerate
Wilhelm Herzig, ſämtliche in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. b. m. H. zu Halle Gr. Ulrichſtr. 27.

r

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zeile
20 Pfg. Unter Vereinsanzeiger ſollen alle Veröffentlichungen aus dem

4 Vereins'eben, auch Todesanzeigen, gebracht werden.

9 litſch Am Sonnabend, den 9. Oktober, abends 8 Uhr, ſindet imen Saale des „Schützenhauſes“ eine öffentliche Verſamm-
lung ſtatt, in der Genoſſe Dr, Graf. Leipzig, über „Demokratie
oder Diktatur ſprechen wird. Gonoſſen und Genoſſinnen, ſorgt
für Maſſenbeſuch dieſer Verſammlung! Keiner darf fehlen!

Der Vorſtand.
Raumbur Sonntag, den 10. Oktover, abds, 7 Uhr. im „Schützen

haus“ Mitgliederverſammlung. Gen, Müller.
er ſpricht über den neuen Programmen

einen dringend erwünſcht. twurf. h ErDer Vorſtand.
Sonnabend, den 9. d. Mis., abends 8 Uhr,Papitz-Schkeudi im Gaſthof „Zum Landhaus“, Papig“ Mit

gliederverſammlung. Die Wichtigkeit der Tagesordnung erfordert
das Erſcheinen aller Mitglieder, auch der Frauen. Freunde will

kommen. Vorſtand.



Auklihe Vehaurtnaqhungen.

Magermilchverkauf.
Die Ausgabe der Magermilch findet von Montag, den

11. d. Mts. in der Zeit von
9 bis 10 Uhr vormittags

vie folgt ſtatt
1 Liter Karten

Montag die Nummern
Dienstag

1 500
501 1000
1001 Schluß.

Liter Karten
Donnerstag die Nummern 2501 3050
Freitag 3051 3600Sonnabend 3601 4150Sonntag ws 4151 Schluß.

Der Verkauf findet in der hieſigen Wolkerei ſtatt
Bei Empfang der Magermilch iſt die Kartennummer

vorzuzeigen und der abgeſchnittene Wochenabſchnitt abzu
tetern.

Weißenfels, den 8. Oktober 1920.
Der Magiſtrat.

Sprechzeiten
in dem vom Stadtarzt geleiteten Wohlfahrtseinrichtungen
der Stadt Weißenfels,

1. Tuberkuloſefürſorgeſtelle:
für Männer: Montags 5--6 Uhr
für Frauen: Freitags 5--6 Uhr
ſür Kinder: Mittwochs 4 Uhr.

2. Säuglingsfürſorgeſteller
täglich außer Sonnabends 2--4 Uhr
Montags und Donnerstags findet ärztliche Unterſuchung

und Beratung ſtatt.

3. Beratungsſtelle für Geſchlechtskranke:
für Männer 6--7 Uhr jeden Montag nach dem 1. und

15. im Monat,
für Frauen 6—-7 Uhr jeden Freitag nach dem 1. und

15. im Wonat.
4. Schulpflege:

für Schulkinder und deren Eltern täglich 11--12 Uhr.
Alle unter 1--4 genannten Wohlfabrtsſprechſtunden

werden Kleine Deichſtraße Nr. 4, eine Treppe, abgehalten.

5. Sprechzeit des Stadtarztes:
in allen beſonderen Angelegenheiten im Amtszimmer

des Stadtarztes, Beuditzſtraße 21, 1 Treppe, täglich
11 12 Uhr.

Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß alle, die die
Wohlfahrtseinrichtungen in Anſpruch nehmen wollen, ſich
zu den feſtgeſetzten Zeiten einfinden müſſen, um Störungen
zu vermeiden.

Weißenfels, den 5. Oktober 1920.

Der Magiſtrat.
Verlegun g der Dienſträume des Stadtarztes.

Die Dienſträume des Stadtarztes befinden ſich von jetzt
ab im Grundſtück

Beuditzſtratze Nr. 21, I. Geſchoß.
Sprechzeit des Stadtarztes täglich von 11--12 Uhr.

Die Sprechzeiten der vom Stadtarzt geleiteten Wohl
fahrtseinrichtungen werden durch beſondere Bekanntmachung
veröffentlicht.

Weißenfels, den 5. Oktober 1920.
Der Magiſtrat.
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Einladung zum Abonnement.
Parteigenoeſſinnen! 2

Arbeiterinnen! Arbeiterfrauen!
Eure Zeitſchrift

Die Gleichheit
2
2
77

4
4
a

Mit den Beilagen: 2Für unſere Kinder. Die Frau und ihr Haus.
Die „Gleichheit“ erſcheint wöchentlich. 4

Die „Gleichheit iſt das Kampforgan der um
Befreiung ringenden Frau. Vom Standpunkt 3
der Sozialdemokrariſchen Partei Deutſchlands 9
aus nimmt ſie in ihren wöchentlichen Aus 7
gaben Stellung zu allen öffentlichen. wirtſchaft 9
lichen, ſozialen und kulturellen Problemen der
Gegenwart unter Berückfichtigung der beſonderen
Intereſſen der Frau Darch ihre Nachrichten 2
über die politiſchen Vorgänge in Reich, Staat
und Gemeinde iſt ſie das unentbehrliche Jnfor-
mationsorgan der politiſche Aufklärung ſuchenden 3
Frau. Durch Berichte aus der Frauenbewegung,
beſonders der proletariſchen. iſt die „„Gleich heit
das geiſtige Bindeglied der ſozial demokratie 2
ſchen Frauen Deutſchlands u. der Jnternationale. 2
Jn ihren beiden Beilagen bringt ſte alles 9
Wiſſenswerte für die Arbeiterfrau als Mutter

und Hausfrau.
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9

2
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Arbeiterinnen! ParteigenoſſinLeſt Euer Blatt? ſten
Preis monatlich 1.20 Mk., Einzelnummer 30 Pf.
Durch die Poſt bezogen vierteljährlich ohne Be
ſtellgeld 3,60 Mk. Unter Kreuzband 4.25 Mk.

d

Beſtellſchein.

en
Kurt Litzenderg

Telefon 4025.
J

Für die Kalte Zeit

in bekannter Preiswürdigkeit.
Schul Anzüge raunt 55777
Schul- Anzüge „eariext

Pyjocks die von 34
Pyjacks terbig von 63
Paletots und Ulster
Winferjoppen
Sweoters, Sweafer Anzüge
leibchenhosen, Kniehosen
Unferzieh- Anzüge

HandschuheStrümpfe
Knaben Stiefel

Leipzigerstr. 1056S. Weiss, haun W
e „J—J„J v J—JJvEÖ-EWF—u— J-—m=—22 z cNoch mmer anſtallen billi

aber trotzdem sehr gut in Qualität und Ausführung.
Ueberzeugen Sie sich durch Ansicht meines Fenster

Ich bringe als besonders empfehlenswert: J

I Damen-Schnür-Halbschuh 9g
1485

9

Lederfutter, Lederbrandsohle, moderne Formen 36142

Burschen- und Fräuleinstiefel

Ross-Chevreagux, hoher Schaft, Lederbrandsohle guter
Strassenstiefel auch mit Lack

terren Fahlleder- Rindstiefel 1 67
ohne Futter, sehr dauerhaft, zum strapazieren geeignet

Herren Rindbox- Stiefel 17 9
Einzelpaare in allen Gattungen sehr preiswert.

prima Verarbeitung, Rosslederbrandsohle, streng solides
Fabrikat, moderne Ausführung

Steimweg 19, gegenüber Jacobstrasse,

l reAnzüge, Ulster, Möbel
Rüchen, Schlafzimmer, einzelne

Leichte Zahlungsbedingungen.

C Leipziger Straße 11
9 Eingang Sandberg.

Verein f. Feuerbestattung
in Halle a d. s. u. Umgegend e. V.
Mitgliederzahl etwa 1560. Jahresbeitrag 5 Mk.
Wir unterstützen unsere Mitglieder

bez. deren Kngehörige mit Rat und Huskunft
in allen Fragen der Einäscherung und zahlen

z den h r nach ijgeg e Dauer der Nitgliedschaft 30.Denen r per o M. 100. Zuschuss. Anmeldungen neuer
Kochern. Plätten. Oe- Mitglieder, sowie Anfragen aller Art sind
fen in großer Huswanl jetzt zu richten an den Vorstand, Forster-

n str. 57, Fernruf 3817. Der Vorstand,.

Abt. Verkaufsstelle g.Gr. Steinstr. 11 4

c

c

u. Angeſtellten erſchwing

Bruno Jäckol,
Dentist,

Schwetschkestr. 31.
Sprechstunden 9-12

und 2--6 Uhr.
Behandiung kranker

Zähne und künst-
Heher Zahnersatz.
16. Fachtätigkelt.
MAasige Preise.

Robert Fra
ſtark radiumhalt.

ſtr. 10.

ſo 7 r Sie
für wenig

Geld einen gut
ſitzenden

Anzuo und Paletot
Nur bei

O. Holmsath aSohn,
Steg 19.

Sämtliche
Wäscheartikel,
Damen und Kinder

Paletots,
Bluſen, Koſtümröcke,

Knaben Anzüge.

O Pelz-Waren O
ſowie

r Möbelauch auf Teilzahlung

Friedrich Gronau,
Barfüßerſtraße 16.

99999Eine für jeden Arbeiter

liche Ausgabe ſind die preis
werten und guten Bände der

„Bibliothek
aller Völker“

von nur guten Schriftſtellern:
Bd. 1. Theodor Storm,

Jmmenſee,
Bd. 2. Leo Tolſtoi,

Die Kreuzerſonate,
Bd. 3. Honoreé de Bal-

zac, Die Geheim-
niſſe der Prinzeſſin
Cadiona.

Bd. 4. Adalbert Stifter,
Der Hochwald.

Bd. 5. Björnſtjerne
Björnſon, Abſaloms
Haar,

Bd. 6. Theodor Storm,
Der Schimmelreiter.

Jeder Band nur M 2.20.
Verlag der

Volksſtimme,
Gr. Ulrichſtr. 27.

9999
AMutterschut!

Sorgenfreie Ehe. Verlangen
Sie im eigenſten Jntereſſe
umſonſt Proſpekt Nr. 13 von
P. Schwärecke, Hetistedt.

Frische
Seefische

Feinste
Voll-fett-Bücklinge

Karl Pfeiffer,
Neumarktfischhalle,

Jch beſtelle

2

2
Exemplar

„Die Gleichheit“ 2
4

Name:
IIIIIIIEEE

4

On: 2Str. u. Hausnummer:
III

III ATIA T 5
dBruechbänder, Geradehalter,

Vorfallbandagen, Suspensorien,

Wandernierenbandagen,
Habelbrachbänder, Gummisträmpfe,

Plattfusseinlagen, Leibbinden
und sämtliche Artikel zur

Kranken u. Wöchnerinnenpfiege
Reparaturen aller Art in

kürzester Zeit.
Halle, Gr. Utrichstr. 63

1 gegenüber5 Arnold Troitzsch
r

t

Wir haben einen großen
Poſten dünnen Papier

Binöfaöen
im ganzen oder kiloweiſe
preiswert abzugeben.
Verlag Volksſtimme

G. m, b. H.,
Gr. Ulrichſtr. 27. Fernr. 5407.

e

Schlafzimmer

und Küche
Wohn-, Herren

2u. Speiſezimm.
auch einzelne Möbel empfiehlt

ti. Bergmann
Jnh.: A Ehbeling

Möbelfabrik u. Magazin,
Halle (S.), Fleiſcherſtr.30/31

S dung el
Datumsstempel zum Entwerten von
Steuermarken, Invalidenmarken usw.
sowie euch alle anderen Stempel
liefert prompt und preiswert die

Buchhandlung der Volksstimme.
eeaee=caakct*c:

Nur ein Neid
Ich zahle für

Kanin Stuck bis S M.
ziegenfelle e 50

Nehme Auch zum Zurichten an.
Gerbe auch zu Fensterleder.

k. Günther, Graseweg 8.

Geisstr. 33. Tel. 6658.

Dauerhafte
II

in prima Leder
u. jeder Ausführung

ſehr preiswert
H. Krasemann

nurSchmeerstr. 19.

Arbeiter Haushalt

Arbeiter-Geſund

heitz Vibliothel

Verlangen Sie Verzeichnis.

Voikstimme

Jn keinem

ſollte die

von Dr. med. Zadeck
fehlen.

Preis für jedes Heft
45 Mk.

Buchhandlung der

Gr. Ulrichſtraße 27.

solbadFürſtental

miedebg.
Moor- u. mediziniſchen Bäder.

S Kleiderſtoffe

ab

re n
h d. 9. Okt.Ang. T e 10 Vnr
Der Degounerdaron,

übernimmt bei
ſolid. Ausführ.
zu normal. Preiſ.

H. Lerner, Sonntag nechmittag:
Uhren Reparatur Werkſtatt r e 77 ma
Große Steinſtraße 95 3 r oi
(gegenüber Barfüßerſtraße).

ſ. Gr. Gosenstr. 12
eDDy Porten

3-Akter TyKlus Lusteplel
Gräfin KRüchentfee.

Viggo Larsen. 4-Akter
ornehmes Detektivdrama

Wochentags Sonntags 3 Uhr.

J. kuard Statle,

spricht

am Sonntag, Oktober,
vorm. 11 Uhr,

am Donnerstag, !4. Oktobe,

abends 8 Uhr
Saalschlohbrauerei

Iiga zum Schutze er deutschen Kultn

Näheres Plakate.

Die große LebensmittelFirmt

Max Schultze,
Halle a. S., Moritzzwinger Z,

giebt noch ab:

Veis, Pfund 5.00 4.50 MHolländiſche Bohnen Pfund 2.30
Linſen, große 58.00Haferflocken 2.20Margarine mtt Geſchenken 132.00
Kunſtſpeiſefett 13.50Thüringer Leber und Rotwurſt 24.00
Mettwurſt und Bratwurſt 26.00
Neues Pflaumenmus 4.50Stück 70

III

27

Freitag u. Sonnabend eintreffend:

n bll.die Kiſte mit 5 Pfd. änhalt nur 29.50
Sonnabend 1 Ladung Seeſſſche.

Rordſe Er. üUrit
ſtraße 56.

Wieder eingetroffen:

y h
e Pfund

zu 10.00 M.
Tabakhaus

Weissenfels a. S.
Gr, Burgſtraße 13/15(neben Burgkaffee).

Keparakuren

an Uhren
übernimmt bei ſolider Aus
führnng zu mäßig. Preiſen

Gottfr. Schraut,
UhrmacherIII
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die Kunſt für ihn? denn es

revolutionären Gedankens.

Halle, Freitag, 8. Oktober 1920.

WVWVcnrktel-Angelegenhelten.

Sämmtliche Beamte der S. P. D. verſammeln ſich am
Sonnabend, den 9. Oktober, abends 8 Uhr in Wilsdorfs Ge
ſellſchaftshaus. Vortrag über den Ausbau der Beamten-
organiſation der Partei. Da auch noch einige Wahlen vor
zunehmen ſind, iſt das Erſcheinen aller Mitglieder der Be
amtengruppe dringend erforderlich. Der Werbeausſchuß.

1., 2. und 4. Diſtrikt. Am Freitag, den 8. Oktober, abends
8 Uhr im Reſtaurant Reichert, früher Meier, Mansfelder
Straße, Ecke e Diſtriktsverſammlung.
Es iſt Pflicht jedes Parteimitgliedes, in der Verſammlung

zu erſcheinen.

Preußiſche Landesverſummlung.

164. Sitzung. Donnerstag, den 7. Oktober 1920.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die dritte Berufung
Zorlase betreffend Abänderung des Geſetzes über Groß

erlin.
Abg. Kilian (U. S.): Wer den Anträgen der Bürgerlichen

zuſtimmt, beteiligt ſich an dem Attentat einer frechen Be
handlung der Grundrechte des Volkes. (Stürmiſche Zuſtim-
mung bei den U. S. Große Unruhe. Vißzepräſident
We rügt die knrg des Redners.) Auch das freie

ahlrecht iſt in Gefahr. (Gelächter.) Die Maſſen werden
egen dieſes unerhörte Vorgehen aufmarſchieren. (Großer
ärm.) Dieſes Geſetz iſt ein Ausnahmegeſetz gegen die Kultur-

arbeit der Sozialdemokratie. (Gelächter.) Es ein Schau-
ſpiel für Götter. (Rufe: Jhrer Ableſung zuzuſehen!) Die
Demokraten rücken immer weiter nach rechts. Wenn die An-
träge nicht abgelehnt werden, werden Sie (zu den Bürger-
lichen) noch ſchöne Tage erleben. Das Maß iſt voll. (Ge-
lächter bei den bürgerlichen Parteien.)

Abg. Heilmann (Soz.): Die erſte offizielle Rede der kom
muniſtiſchen Fraktion iſt eben in dieſem Hauſe gehalten
worden. Wenn der Herr Vorredner meint, daß es mir leid
täte, daß meine Berliner Genoſſen mit den Unabhängigen
emeinſam Kommunalpolitik getrieben hätten, ſo irrt er ſich.

Jch mache immer gern vernünftige Politik, ich mache ſie be
ſonders gern mit den Unabhängigen was ich bedauert
yabe, iſt, daß die Unabhängigen unſere Genoſſen zu gewiſſen
Fehlern gezwungen haben, an deren Einwirkung wir heute
noch leiden. (Aha! bei den U. S.) Meine Fraktion hat be-
antragt, über das Geſetz eine namentliche Schlußabſtimmung
vorzunehmen. (Zuruf der U. S.: Bleiben Sie drin?) Ja-
wohl, wir bleiben drin und wir werden auch alle Anträge,
die eine Verſchiebung bezwecken, ablehnen, denn wir legen
Wert darauf, daß das Geſetz heute noch verabſchiedet wird.
Der gegenwärtige Zuſtand in Berlin iſt unerträglich, denn
es geht nicht an, daß eine Viermillionenſtadt in dieſer fürchter
lichen Zeit der Arbeitsloſigkeit und der Ernährungskriſe
wochenlang proviſoriſch verwaltet wird. (Erregte Zurufe
bei den U. S.) Wir lehnen darum jede Obſtruktion ab, die
zur dann einen Sinn hatte, wenn Ausſicht beſtünde, daß die
jetzt gewählten Magiſtratsräte beſtätigt würden. Dieſe Aus-
ſicht aber beſteht nicht. (Andauernde Zwiſchenrufe bei den
U. S.) Als der Ausſchuß zuſammentrat, beantragten die
e daß die Magiſtratsräte ſolange nicht beſtätigt
würden, bis das Geſetz hier verabſchiedet ſei. Dieſem An
trag wurde von niemanden widerſprochen, auch nicht von den
Unabhängigen. (Hört, hört! Zuruf der U. S. Lüge!) Auch
im Ausſ haben die Unabhängigen ebenfalls keinen Ein
ſpruch erhoben, was der n des Ausſchuſſes noch ein
mal ausdrücklich (Hört, hört! Erregte Zurufe
bei den U. S.) Daß wir durch Obſtruktion das herbeiführen,
was die Reaktionären ja eigentlich wollen, nämlich daß das
Geſetz GroßBerlin überhaupt nicht in Kraft tritt, dieſes Ver
langen mag vielleicht dem Gebot von Moskau entſprechen,
unſerem tiefen Verantwortlichkeitsgefühl entſpricht es nicht.

Beifall. Zwiſchenrufe der Unabhängigen.) Was
wollen Sie (zu den Bürgerlichen) eigentlich mit der heutigen
Vorlage? Sie haben Beſchwerden gegen Herrn Lövwenſtein,

Beilage zur Volksſtimme.
gegen Herrn Adler und andere, aber Sie haben ſich anſchei
nend noch gar nicht klar W vo daran die Novelle gar
nichts ändert? Löwenſtein bleibt. Adler bleibt. Sie klagen
über die ungenügende Berückſichtigung von Fachmännern und
ſtatt deſſen greifen Sie ein paar arme Stadträte an. Dabei,
ich 7 es, ändern Sie nur an ſolchen Namen etwas,
gegen die Sie gar nichts einzuwenden hatten. Wir müſſen
alles tun, daß aus dem Wirrwarr der gegenwärtigen Lage
möglichſt bald ein Zuſtand herauskriſtalliſiert, der das Wohl
der geſamten Bevölkerung Berlins in lichem Maße
gewährleiſtet. (Lebhafter, ſich wiederholender Beifall.)

Abg. Dr. Leidig (D. Vpt.): Jch kann es nur wieder
daß der Miniſter Severing im Hauptausſchuß die Er-

lärung abgegeben hat, die jetzt gewählten Stadträte
würden vor der Verabſchiedung dieſer Vorlage nicht beſtätigt
werden. Gegen dieſe Ankündigung iſt auch von den Unab-
n damals kein Widerſpruch erhoben worden.

bg. Leid (U. S.): Wir beſtreiten, daß aus unſerm Ver-
ern In eine Antragſtellung der Nichtbeſtätigung zu fol-
gern iſt.

Die wird nach den Ausſchußanträgen in den
einzelnen Artikeln angenommen.

Die Aenderungsanträge der Unabhän-
J gen werden in einfacher Abſtimmung abgelehnt.

ie Anträge auf namentliche Ab immung finden
keine genügende Unterſtützung. Nur die Schlußabſtim-
mung iſt namentlich. Sie ergibt die Annahme der
Vorlage mit 161 gegen 123 Stimmen bei vier Stimmen-
enthgrn

Die Mitteilung des Ergebniſſes wird von den Unab-
hängigen mit Pfuirufen aufgenommen.

Der Geſetzentwurf zur Aenderung der Amts-
gerichtsbezirke Rüthen und Warſtein wird
entgültig angenommen.

Es folgt die dritte Beratung des Entwurfs zur Aende-
rung der Zuſammenſetzung der

Schuldeputationen, Schulvorſtände und Schulausſchüſſe.

Er wird nach einer kurzen Debatte in dritter Leſung
im Einklang mit den Beſchlüſſen der zweiten Leſung gegen
die Unabhängigen angenommen.

Eingefügt wird noch die Beſtimmung, daß der Vor-
ſitzende von der Aufſichtsbehörde zu ernennen iſt.

Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfs über
die Wahlen zum Landtag.

Abg. Dr. von Richter (D. Vpt.) begründet den Antragſeiner Parrel, die Landtagswahlen für den 12. Dezember d.

Js. anzuberaumen und ihnen das Reichstagswahlrecht und
die Reichswahlkreis-Einteilung zu Grunde zu legen.

Es ſoll jedoch ſchon auf 45 000 Stimmen ein Abgeord-
neter fallen.

Abg. Dr. Rippel (D. N.) begründet den Antrag Hergt
auf Annahme eines Notwahlgeſetzes, damit die Wahlen
ſpäteſtens am 12. Dezember ſtattfinden können.

Miniſter des Jnnern Severing: Die Ausführungen
der beiden Vorredner fördern die raſche geſchäftliche Er
ledigung der v nicht. Sie ſpielen dieſe praktiſche
Frage auf das parteipolitiſche Gebiet hinüber. Hat denn
die jetzige Reichsregierung, in der die Deutſche Volkspartei
auch vertreten iſt, die wirtſchaftliche Lage zu beſſern ver
mocht. Das Verhältnis zwiſchen dem demokratiſchen Reichs
mitniſter des Jnnern und dem ſozialiſtiſchen Miniſter in
Preußen iſt e freundſchaftlich, wie es in ſachlicher Be
ziehung nur ſein kann. Jch warne die Rechtsparteien da
vor, ihre Agitation auf die Spitze zu treiben. Die Aus-

des Antrages Hergt würden 10 bis 11 Wochen
erfordern, alſo eine Wahl bis zum 12. Dezember auch nicht
ermöglichen, zumal auch noch eine Ausſchußberatung er-
forderlich würde. Eine Verſchleppungspolitik habe ich nicht
betrieben. Das eigene Neſt beſchmutzen heißt es, wenn man
die bayriſchen Verhältniſſe fortgeſetzt gegen die preußiſchen
ausſpielt. Die Regierung hat nicht die Abſicht durch ihr
Verhalten die Verabſchiedung der Landesverſammlung zu
verzögern.

Abg. Heilmann (Soz.): Nach dem KappPutſch ſagte im
Hauptausſchuß des Reichstages ein Deutſchnationaler, es ſei
ein nationales Verbrechen, die Wahlen zum Reichstag vor der

4. Jahrgang Nummer 237
Abſtimmung in SchleswigHolſtein und im Oſten vorzunehmen
Sie (zur Rechten) wiederholen jetzt dieſes nationale Ver-
brechen. (Lebhafte Zuſtimmung. Große Unruhe rechts.
Die Parteien der Rechten, die erſt vor einiger Zeit den un
abhängigen Antrag auf Auflöſung dieſes Hauſes abgelehntn, Feren kein Recht, jetzt plötzlich Neuwahlen zu ver-

ngen, weil es Jhnen jetzt in den Kram paßt. Wir beſtimmen
den Wahltermin nur nach dem Stand unſerer Arbeiten. Nie
hat eine regierende Partei ſich in der Beſetzung der Aemter
ſo beſcheiden gezeigt, wie wir. Wenn ein Deutſchnationaler
oder Deutſcher Volksparteiler von Demokratie ſpricht, ſo klingt
das, als wenn ein Amerikaner vom Völkerbund ſpricht.

Je mehr ſich die Folgen Jhrer (nach rechts)
olitik im Reiche zeigen werden, deſto ſchwächer werden Jhre

Ausſichten. Deshalb die Eile mit den Reuwahlen. Wir fürch-
ten uns nicht vor der Abrechnung mit Jhrer Demagogie, mit
der ſie am 6. Juni legt haben, und vertrauen auf die Ein
ſicht des deutſchen Volkes. (Beifall bei den Soz.)

r Hager (Ztr.): Das Zentrum iſt der ruhende Pol
in der Erſcheinungen Flucht und daher am meiſten in der
Lage, die Frage reinſachlich zu beurteilen. Für Preußen
gilt nicht dasſelbe wie für das Reich. Die Verfaſſung n
verabſchiedet werden und ſpäteſtens drei Monate darau
müſſen die Neuwahlen ſtattfinden. Das iſt der richtige
Standpunkt, auch wir wünſchen, daß womöglich vorher die
Abſtimmung in Oberſchleſien i iſt.

Abg. Janſen (Dem.): Nach ihrer ganzen Vergangen-
heit hat die Rechte kein Recht ſich auf den Willen des Volkes
für ihre Wünſche zu berufen. Die Wahlen müſſen gut vor-
bereitet werden. Den vorliegenden Wahlgeſetzentwurf be-
trachten auch wir als das endgültige Wahlgeſetz. Es kann
aber keine Rede davon ſein, daß die Landesverſammlung
auseinandergeht, ohne ihren Hauptzweck, die Verfaſſung,
erledigt zu haben.

Abg. Ludwig (U. S.): Schade, daß Herr von Richter
ſeine heutige Rede nicht vor drei Jahren gehalten hat.
Jetzt iſt Jhr Vorgehen nicht ganz ehrlich. Eine gewiſſe
Verſchleppung in der Einbringung des Wahlgeſetzes von
ſeiten der Regierung kann nicht geleugnet werden. Der
Redner empfiehlt einen Antrag Adolf Hoffmann, die
Landesverſammlung ſolle ſich für aufgelöſt erklären und die
Regierung erſvochen, ſofort Neuwablen auszuſchreiben.

Abg. Dr. Garniſch (D. Vpt.): Der Ausgang der Reichs
tagswahlen beweiſt, daß die Zuſammenſetzung der Landes-
verſammlung nicht mehr dem Volkswillen entſpricht.

Abg. Koch-Oehnhauſen (D. N.): Das führt zu unheil-
baren Zuſtänden, daß die Linien der Reichs- und Landes-
politik nicht mehr parallel, ſondern auseinanderlaufen. Des-
halb ſind ſchleunigſt Neuwahlen unbedingt notwendig.
Heute iſt Preußen eine Gefahr für das Reich. Wir brauchen
eine einheitliche Politik in Preußen und im Reich.

Die Vorlage geht mit den Anträgen an einen beſonde-
ren Ausſchuß von 21 Mitgliedern, ebenſo die Vorlage über
die Wahlen zu den Provinzialtagen und Kreistagen.

Aus dem 6tudtlrels.
Halle. 8. Oktober 1920.

Was will die Volksbühne?

Und wer der Dichtkunſt Stimme nicht vernimmt
Jſt ein Barbar, er ſei auch wer er ſei.

Goethe.
Die Kunſt iſt eines der wertvollſten Mittel zur Bildung

und Veredlung des Menſchen. Nie war es ſo dringend not-
wendig, ſie dem Volke näher zu bringen, wie in dieſer Zeit
allgemein kulturellen Niederganges.

Durch die Gründung der Volksbühne iſt einem jeden
die Möglichkeit gegeben, in einer freien, ſich ſelbſt
verwaltenden Kunſtgemeinde am Aufbau einer ver-
edelnden Volkskultur mitzuwirken. Die Volksbühne wendet
ſich an alle Volkskreiſe. Niemand wird nach ſeinem
politiſchen oder ſozialen Bekenntnis gefragt
Jhr vornehmſter Zweck iſt, ihren Mitgliedern beſte Theater
kunſt zu vermitteln. Sie iſt errichtet auf der Grundlage des
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Proletarierkultur.
An alle Arvbeiterdichter, Schriftſteller und

Maler, die noch am Amboß und Werktiſch tätig ſind, richtet
ſich folgender Aufruf:

Die Revolution ſchreitet, getrieben von Millionen Brüdern
und Schweſtern an Amboß und Werktiſch, über die Erde. Und
Millionen werden beginnen mit dem Aufbau! Hunderte von uns,
deren Geiſt neben der Fauſt ſtärker tätig iſt als dieſelbe, ſchreiten
den obengenannten Millionen voraus. Doch ihnen iſt es nicht
allein um die Produktionsmittel der Erde zu tun und deren Ver-
geſellſchaftung, ſondern ihr Jntereſſe gilt auch den übrigen kul-
turellen Verhältniſſen derſelben, ſoweit ſie innerhalb der deutſchen
Grenzen wohnen, dem Kulturleben unſerer Heimat. Von der
Perſpektive eines ernſt ringenden, auch mit ſich ſelbſt in die Höhe
wollenden Arbeiters betrachtet, liegt dasſelbe ſehr im argen und
es wird ſich mancher fragen: Wo iſt da die neue Zeit? Wo r

ilt doch nicht nur die wirtſcha
S Seite der Köpfe umzumodeln, ſondern auch, wie oben ange
führt, die kulturelle. Was aber taten wi r alle, die wir tiefer
ins Leben ſchauen können wie die Millionen des nur dem Brot
verdienſt Nachgehenden? Wenn wir den Pbhariſäerſtandpunkt
nicht einnehmen wollen, müſſen wir bekennen nicht viell Aber
wir müſſen etwas tun, wollen wir, wenn die Zeit kommt, als die
Träger der Proletarierkultur gelten und all den Millionen an
dern, die weniger Zeit dafür haben, weil es die Sorge um Fa-
milie und Leben nicht erlaubt, unſern Stempel aufdrücken!
Wer gewillt iſt, in dieſem Sinne mitzuarbeiten, ſei es in Lite-
ratur oder andern Zweigen der Kunſt, wird gebeten, ſeine Adreſſe
einzuſenden an E. Herrmann, Stuttgart, Rotebühl-
ſtraße 1174a.

Ueber die ArbeiterEſperantiſtenbewegung im Auslande
unterrichtet ein Artikel, der kürzlich im „ArbeiterEſperantiſt“
veröffentlicht wurde. Es heißt darin: „Eſperanto überall im Vor
marſch!“ Das können wir auch heute wieder feſtſtellen. Ueberall
ſind unſere Genoſſen erfolgreich bemüht, dem Weltproletariat die
beſte ffe gegen den internationalen Kapitalismus zu geben:
die Verſtändigungsmöglichkeit durch die gemeinſam verſtandene
Sprache. Jn Aukland Labour News ſetzt Kd. S. Parker
eine regelmäßigen Artikel über Cparanto fort. Der Arbeiterrat
don Sydney nahm Eſp. in den Lehrplan der Arbeiterbildungs-chule auf, die dortige Hineſiſche Arbeiterzeitung bringt Berichte
ln Eſp. Jn Peking (China) begann die ArbeiterStudenten-
vereinigung einen neuen Kurſus. Dieſe ſind dort die Träger des

Am 1. Mai beteiligten ſie ſich mit
zwei Automobilen am Feſtzug und verteilten dabei einen Aufruf

wan die Pekinger Arbeiterſchaft. Einige von ihnen wurden ver
haftet und drei Wochen eingeſperrt. Jhre Zeitung „La verda
ſtandardo“ erſcheint halbmonatlich, auch wurde in Shangs a i
eine neue Gruppe gegründet. Die Eſp. ſprechenden Eiſenbahner
in Tokio (Japan) ſchufen ſich ſoeben eine eigne Organiſation.
Die Kriegsgefangenen in Krasnaja-Riecka (Sibirien)
bitten um Lehrmittel, da die Beteiligung am Unterricht ſo ſtark
iſt, daß die vorhandenen nicht Aus Rußland ſind z.

t. keine Nachrichten zu erhalten, doch iſt durch die Einführung
in die Schulen eine ſchnelle Ausbreitung gewährleiſtet. Auch aus
amerikaniſchen Ländern, aus Spanien und aus dem übrigen
Europa werden zahlreiche Erfolge gemeldet, die zeigen, daß der
Gedanke die Eſperantoſprache als internationales Verſtändigungs-
mittel einzuführen, überall an Boden gewinnt.

Schriftſteller-Hilfe. Der v hat im Hinblick auf
die Notlage in den Kreiſen der Schriftſteller der Deutſchen Schil
lerſtiftung aus dem Dispoſitionsfonds eine jährliche Beihilfe von
5000 Mark gewährt.

Eine Reiſe um die Welt durch die Luft. Es werden jetzt Vor
bereitungen getroffen um die Wettfahrt um die Welt durch die Luft,
die von den Vereinigten Staaten organiſiert wird. Die Route
wird die folgende ſein: Newyork, Seattle, Yokohama. Shanghai,
Bangkok, Calcutta, Karacht, d, Rom, London Jrland, Neu-
fundland. Newyork. Das iſt eine Geſamtentfernung von 22 207
engliſchen Meilen. Zunächſt ſoll ein Probeflug mit einer Handley-

-Maſchine gemacht werden, die von London aus in öſtlicher
Richtung aufbrechen wird. Der Führer des Flugzeuges ſoll Major
Brackley ſein, der ſich bereits an dem atlantiſchen Flug beteiligt

t und von London nach Kapſtadt geflogen iſt. An dem Flug
ollen 10 Paſſagiere teilnehmen, während das Flugzeug 15 Paſſa-

giere mitnehmen könnte. Wenn auf dem Probeflug durchſchnittlich
vier Stunden geflogen werden, ſo würde der Flug um die Welt
genau acht Wochen dauern. Aber da die langen Wegſtrecken quet
über den Stillen und den Atlantiſchen Ozean nach den Regeln der
Wettfahrt zu Schiff zurückgelegt werden, wird die Reiſe wohl
längere Zeit in Anſpruch nehmen.

Wie ein Vulkan entſteht und vergeht. Die „V. Ztg.“ ſchreibt:
Nach den neueſten Meldungen der italieniſchen Preſſe hat ſich dieNachricht von der Bildung eines neuen Vnlkans auf dem Monte

Piſanello als ein Phantaſiegebilde herausgeſtellt, das ſich im
buchſtäblichen Sinne des Wortes in Rauch verflüchtigt hat. Die
„Stampa“, die ſofort einen Berichterſtatter an Ort und Stelle ge-
ſandt hatte bringt aus deſſen Feder jetzt folgenden Bericht: „Schon
von weitem ſieht man den über Nacht berühmt gewordenen
Berg. auf dem ſich der neue Vulkan gebildet haben ſoll. Jch
ftagte eir paax Bauern, ob ſie etwas von dem Phänomen geſehen
ätten. Sie erklärten mir, ſie hätten in der Tat während der
etzten Tage, zuerſt am Mittwoch, den 8. September, gegen 10 Uhr

vormittags nach einem ſtarken Erdſtoß auf dem Berge in der

Nähe des Ortes Buca del Granchio dicke Rauchſchwaden aufſteigen
ſehen; in den leyzten Tagen ſei der Rauch aber wieder verſchwun-
den. Einige gaben der Meinung Ausdruck, es habe ſich dabei um
einen Waldbrand gehondelt; andere wieder ſind der Anſicht, der
Rauch ſei zu dick und zu dunkel geweſen. um von einem Wald
brand herrühren zu können. Ein Junge fügte hinzu, ſchon vor
langer Zeit, es könne ein Jahr her ſein, habe er, als er dort oben
umhergeklettert ſei, die Wahrnehmung gemacht, daß der Boden
unter feinen Füßen glühend heiß war.“ Der genannte Bericht-
erſtatter hält es für möglich, daß durch die Erderſchütterung Riſſe
im Boden entſtanden ſind, aus denen Rauchſchwaden entwichen ſein
können. Daß es ſich hier alſo nicht um den Ausbruch eines Vul-
kans, ſondern nur um die Bildung von Erdſpalten unter Be
gleitung von Dampfentwicklung handle. Das wäre freilich im
Grunde dasſelbe und würde nur einen Unterſchied hinſichtlich der
Jntenſität des Phänomens ſein. Jetzt iſt aber auch der Rauch
vollſtändig verſchwunden. Jedenfalls wäre zu wünſchen, daß ſich
ſo raſch wie möglich Sachverſtändige an Ort und Stelle begeben,
um das Rätſel endgültig zu löſen. Jn der W. T. B.-Meldung,
die auf Grund italieniſcher Zeitungsberichte die Entſtehung des
neuen Vulkans mitteilte, hieß es, wie erinnerlich, daß ſich am
Gipfel Piſanello des Apuaniſchen Maſſivs ein Krater geöffnet
habe, dem Flammen und Rauchſäulen unter gewaltigen unter
irdiſchem Donner und Schwefelgeruch entſtiegen.

Ueberraſchungen im ſchwarzen Erdteil. Ein Afrikareiſende
macht die überraſchende Miteilung, daß er am Kongo einen
Stamm von affenähnlichen Menſchen entdeckt hat,
die noch auf Bäume klettern, dabei aber die Monogamie beſitzen
und niemals lügen oder ſtehlen. Dieſe Entdeckung iſt ein Beweis
dafür, daß es noch ſo manche Ueberraſchung für uns im ſchwarzen
Erdteil gibt. Die Tierwelt Afrikas iſt uns nur unvollkommen
bebannt. Als vor etwa 15 Jahren die erſte Nachricht von dem
fabelhaften Okapi nach Europa kam, wollte man an dieſes Tier
nicht glauben, bis es einige Jahre ſpäter gefangen wurde. Aber
noch iſt es bisher nicht gelungen, einen jener ſeltſamen Zwerg-
elefanten zu erbeuten, die von mehreren Reiſenden am oberen
Kongo geſehen wurden und ebenſo hat ſich das geheimnisvolle
Siruku, halb Tiger und halb Zebra, dem Fang entzogen, ob
wohl dies Tier ſehr ausführlich von verſchiedenen Eingeborenen
beſchrieben worden iſt, die in ſeine Nähe gelangt waren und es
genau beobachtet hatten.

S r Man muß ſich doch vorſehen mit den Büchern.
Jch kaufe meiner Frau für unſere Reiſe den Roman „Der Jdiot-
von Deſtojewſky. Einmal ließ ſie das Buch im Hotel irgendwo
liegen und fragte den Kellner darauf: „Haben Sie nicht geſehen,
wo mein „Jdiot“ iſt? Worauf der Kellner dienſteifrig antwortete
„Jch glaube, der Herr Gemahl iſt in den Garten hinausgegangen.“



Frekeſten Selbſtbeſtimmungerechtes aller Mitglieder. Die Mit
glieder wählen in der Generalverſammlung die geſchäftliche
und künſtleriſche Leitung der Volksbühne. Sie können bei
der ar der aufzuführenden Werke entſcheidend mitbeſtim
nen
Die Verteilung der Plägtze erfolgt auf der Grund
jage völliger Gleichberechtigung. Die Mitglieder werden in
je fünf Abteilungen eingeteilt, die bei den Vorſtellungen
der Reihe nach alle Platzabteilungen durchlaufen. Verwandte
und Freunde erhalten auf Wunſch nebeneinander liegende
Plätze. Die Eintrittskarten ſind übertragbar.

Erwerbung der Mitgliedſchaft.
Wer Mitglied der Volksbühne werden will, hat eine Auf

nahmegebülhr von einer Mark zu zahlen Der jährliche Mit-
gliedsbeitrag beträgt ſechs Mark. Es werden in der erſten
Spielzeit zehn Vorſtellungen gegeben, für die ein Eintritts-
preis von je drei Mark berechnet wird. Jedes Mitglied hat
alſo eine Geſamtzahlung von jährlich 36 Mark zu leiſten. Dieſer
Betrag iſt vierteljährlich in Raten von je neun Mark im
vovraus zu zahlen.

Die Aufführungen der Volksbühne finden im Thalia-
theater ſtatt. deſſen Jnneres eine durchgreiſende, geſchmack-
volle Erneuerung erfahren hat. Die Bühne iſt mit allen tech-
niſchen Mitteln ausgeſtattet worden, um den hohen künſt-
leriſchen Zielen, die ſich die Volksbühne ſtellt, gerecht zu
werden. Die Aufführungen werden einzig und allein
den Mitgliedern der Volksbühne zugänglich ſein; ſie werden
weder vorher noch nachher auf den ſtädtiſchen Bühnen ge-
geben werden. Auf die Einſtudterung der aufzuführenden
Werke wird die größte Sorgfalt verwendet werden können.
In den Programmheften der Volksbühne werden gemein-
oerſtändlich geſchriebene Einführungen die Beſucher der Por Kampfesregel nicht eingehalten wurde.
ſtellungen zum tieferen Verſtändnis der Werke anregen.

Mit den Thegatervorſtellungen ſind indes die Wirkungs-
möglichkeiten der Polksbühne noch keineswegs erſchöpft. Sie
kann ihren Aufgabenkreis erweitern durch Veranſtaltung von
literariſchen Abenden, volkstümlichen Kon-
zerten und guten Opernaufführungen.

Für das erſte Mitte oder Ende November Spieljahr
iſt die Aufführung folgender (hier in alphabetiſcher Reihen-
folge zuſammengeſtellter) Werke geplant:

Goethe: Jphigenie; Gutzkow: Uriel Aeoſta; G.
Hauptmann: Roſe Berndt; Hebbel: Maria Magdalena;
Jbſen: Stützen der Geſellſchaft; G. Kaiſer: Gas; Rai-
mund: Der Verſchwender; Schiller: Kabale und Liebe;
Shakeſpegare: Hamlet: Thoma: Erſter Klaſſe und die
Lokalbahn.

Die Aufführung von Goethes Jphigenie ſoll dem Werke
der Volksbühne die Weihe geben.

Die Geſchäfte der Volksbühne wird der am 5. September
von der Gründungsverſammlung beſtätigte vorläufige Vor-
ſtand bis zur erſten ordentlichen Generalverſammlung füh-
ren. Den Vorſtand ordnungsgemäß zu wählen, iſt dann Auf-
gabe der Generalverſammlung. Die vorläufige Leitung der
Volksbühne, die ſich aus einem geſchäftsführenden und einem
künſtleriſchen Ausſchuſſe zuſammenſetzt, beſteht aus folgen-
den Herren und Damen: Geſchäftsführender Ausſchuß: Stadtv.
Ritter, Lehrer Schmölling, Frl. Albrecht, Expedient
Beßler, Maler Stummer. Künſtleriſcher Ausſchuß,
Univerſ.-Pro'eſſor Menzer Privatdozent Dr. Liepe, Gym-
naſialdirektor Schmidt, Stadtv. Borges, Stadtrat
Kiligan, Geſchäftsführer Hopf und den Schriftleitern Tä u-
mel und Bock.

Liſten für die Beitrittserklärung liegen an folgenden
Stellen aus:

Volksſtimme, Gr. Ulrichſtr. 27; Halleſche Nachrichten,
Gr. Ulrichſtr. 16: Saale-HZeitung, Gr. Ulrichſtr. 52; Gewerk
ſchaftsbund der Angeſtellten, Gr. Ulrichſtraße 54; Goethe-
Buchhandlung, Gr. Ulrichſtraße 63; J. M. Reichardt,
Schulſtraße 1: A. Huth und Co., Gr. Steinſtraße 86/87;
Reſormhaus, Gr. Steinſtr. 21; Adolf Simonſohn, Gr. Stein
ſtraße 53 und Ludwig-Wucherer-Str. 28; Halleſche Zeitung,
Leipziger Str. 61/62; C. F. Ritter, G. m. b. H., Leipziger
Str 90; Franz Beeck, Leipziger Str. 56; Lindau und Winter-
feld, Leipziger Str. 58; C. Müller Nachf., Leipziger Str. 66;
Deutſchn. Handlungsgehilfen-Verband, Leipziger Str. 86; Par-
teibureau der Demokratiſchen Partei, Leipziger Str. 21; Ver-
band der weibl. Handels- und Bureau-Angeſtellten, Gottes-
ackerſtraße 4; Palm, i. Fa. Joachimthal ſen., Merſeburger Str.
39; Petermann, Oleariusſtr. 1; Buchdrucker-Verband, Kl.
Klausſtr. 7; Volksbibliothek, Salzgrafenſtr. 2; Parteibureau
der USP., Harz 42/44; gentralverband der Angeſtellten,
Harz 42/44; Jn allen Gewerkſchaftsbureaus, Harz 42/44;
Volksblatt-Buchhandlung, Harz 42/44; Neue deutſche Bücher
ſtube, Weidenplan 20; Guſtav Vietzke, Geiſtſtr. 43; J. L.
Heiſe, Händelſtr. 38; v. Knoblauch, Triftſtr. 1; M. Morgner,
Triftſtr. 20; Volkepark, Burgſtr.; Allgemeine Zeitung, Gr.
Brauhausſtr. M. Albrecht, Lindenſtr. 53; Kurt Gebauer
Nachf., Beeſener Str. 86; Jn ſämmtlichen Beamtenkonſum-
vereinen; Jn allen Abteilungen der Eiſenbahnbetriebswerk-
ſtätten; Jn allen Verkaufsſtellen des Allg. Konſum- Vereins
Halle, Diemitz und Ammendorf Radewell; Gemeindevorſteher
in Sennewitz; Elſterthaler Zeitung, Ammendorf; Merſeburg:
Geſchäftsſtelle des Merſeburger Korreſpondenten, Kleine Rit-
terſtr 3; Merſeburger Parteiſekretariat d. USP., Seiffnerſtr.
4; Merſeburger Tageblatt, Hülterſtr. 4.

das Zohuwabohu in der halliſchen U. 6. P.

„Der Kampf innerbalb der U. S-Partei iſt jetzt bis zur
Siedehitze gediehen, ſo daß man befürchten muß, es werde über
zaupt nicht mehr zu einem geordneten Parteitage
kommen. Himmel, in welch einen Taumel ſind wir Menſchen ge
raten! Die Heißſporne des linken und des rechten Flügels be
handeln einander wie geſchworene Todfeinde. Jn Verſamm-
lungen geht es wüſt her, Fäuſte und Stöcke haben ſchon
eine Rolle geſpielt, und in der Preſſe verkehrt man miteinander
als Verräter, Heuchler, Phariſäer, Lügner, Ge-Lichter. Ein Gipfelpunkt iſt einſtweilen: un ſaubere Fäl-
ſcher, bornierte Verleumder Hamburger Volkszei-
tung), Vollidioten, Lumpen, Pack (ſiehe Vremer Ar-
beiterseitung). Wir ſind keine Jermonienmeiſter und Anbeter des
Salontons, obgleich wir den Boden ſachlichen Kampfes niemals
verlaſſen (wir ſprechen hier für den politiſchen Teil des Blattes)
und keinen Parteigenoſſen ſchmähen. Aber wir beklagen dieſe be
ſinnungsloſe Aufregung und Giftſpritzerei, weil ſie blind macht
für die 1 Sache, um die es ſich, trotz der wütenden Raſerei,
r handelt. Es iſt wahnſinnige Selbſtzer-

eiſchung!“
o beginnt ein Artikel im politiſchen Teil des „Volksblattes“von Paul Hennig unter der Ueberſchrift: „Ein Ruf zur Beſin

nung“. Wer von unſeren Genoſſen und Leſern der „Volksſtimme“erinnert ſich nicht an die zahlreichen offenſichtlichen Verdrehungen

und Verleumdungen unſerer Partei durch das „Volksblatt“. wer
exinnert 9 nicht daran, wie oft wir die unſaubere volitiſche
Kampfesweiſe der Volksblattſchreiber gebrandmarkt haben.
keinem Mittel ſind dieſe Leute zurückgeſchreckt, um die Arbeiter
ſchaft in die Abgründe zu führen. in die ſie jetzt dank einer ge
wiſſenloſen, unverantwortlichen Agitation geſtürzt worden n
Jett werden dieſe „Führer“ von ihren eigenen Genoſſen, die ſi

da beſſer kennen als wir, entlarvt. Obige Aus desd e Leiters des Wolle ſind nur ein Aus
ſchnitt aus der Schilderung unabhängiger Kampfesart. Der Herr
Hennig läßt ſich weiterhören: Unerhört iſt es, daß die verant
wortlichen Wortführer in den Redaktionsſtuben ſoſche Gemein-
heiten gegeneinander verüben. Dieſe giftigen Bos-
heiten und niedrigen Beleidigungen werden in voller Ab-
icht am Schreibtiſch ausgetüftelt. Solch ein gehäſſiges
urcheinander haben wir noch nicht erlebt, keiner von uns alter immer ſein mag.“ Und dieſe Schreiber Figer „Giftigteiten“,

„Gehäſſigkeiten“ und „Gemeinheiten“ ſind Führer des Prole-tariats!! Werden nicht geradezu auch dem dümmſten Arbeiter
endlich die Augen dadurch geöffnet, in welchen Sumpf der ganze
Rlahen lam des a geſteuert wird

ie politiſche Redaktion des „Volksblattes“ ſchon mit
den hier wiedergegebenen Auslaſſungen die Lokalredaktion dieſes
jetzt offenkundigen Kommuniſtenorgans ab. Jn einem „Erklä-rung,, betizelten Aufſatz wird die Schriftleitung des iokalen
Teiles aber noch einmal in aller Form und in ihrer ganzen „Hel-
denhaftigkeit“ den Dentweaten Moskauanhängern vorgeführt. Jn
der Mittwochausgabe des „Volksblattes“ veröffentlichten die
Leninjünger einen Aufruf, der überſchrieben war: „Ein feiner
Plan des Zentralkomiters“. Darin wird nur ſo gewettert über
die Parteibürokratie in der U. S. P., die die Oppoſition um das
Delegationerecht zum Parteitage betrügen will. Dem „Antibol-
ſchewiſten Wilhelm Dittmann“, wie es im Aufruf heißt, wird vor-
geworfen, daß er geſagt haben ſoll: „Das Zentralkomitee werde,
wenn in Halle die Urwahlen in der beabſichtigten Form vorge-
nommen würden, die halliſchen Mandate kaſſieren laſſen.“ Weiter
wird der Vorwurf erhoben, die Gegner der Moskauer Bedin-
gungen verſuchen mit der Liſte Kunert Stimmenfang zu treiben
uſw. Jn der bereits genannten „Erklärung“ wird nun na
langen Darlegungen, daß der Kampf im politiſchen Tei
des Volksblattes immer ſachlich geführt wurde (was wir mit
Recht in Abrede ſtellen. D. R.) folgendes geſagt: „Um ſo mehr
bedauern wir, daß im lokalen Teil des Volksblattes dieſe

Der Aufruf in der ge-
ſtrigen Rummer: „Ein feiner Plan des Zentralkomi-
tees“ fordert unſern ſchärfſten Widerſpruch heraus. Es iſt ſelbſt
verſtändlich, daß wir den Zweck des Aufrufes, die Genoſſen zur
Stimmabgabe für die Liſte Koenen zu veranlaſſen, vollauf billi-
gen. Aber die Art, in der auch die ſachlich durchaus un
gerechtfertigten Anſchuldigungen gegen Mitglieder
des Zentralkomitees und Halliſche Parteigenoſſen erhoben werden,
müſſen wir c r verurteilen.“ Die Redaktion des
r tiichen eiles des Volksblattes. Hennig.

ock.
Dieſe Erklärung beſagt alſo abermals wie hinterhältig die

Waffen ſind, die vom „Volksblatt“ im politiſchen Kampfe ange
wendet werden. So geht es gegen die eigenen Genoſſen; mit
welchen Lügen da erſt gegen die r r gearbeitet wird, darüber kann niemand mehr im Zweifel ſein.

Ein anderer Artikel im geſtrigen „Volksblatt“, der von
Peters, Reiwand, Kürbs und Kaſparek unterzeichnet iſt, wendet
ſich unter der Spitzmarke „Zur Steuer der Wahrheit“ ebenfalls
gegen die Strategen, die den Aufruf: „Ein ſeiner Plan des Zen-
tralkomitees“ veröffentlichten und wirft ihnen vor, daß ſie die
Verleumdungen gegen Dittmann ſich „aus den Fingern geſogen“
haben, um die Gefühle der Mitglieder aufzupeitſchen. Darin
ſcheint ja überhaupt ein Teil der „Volksblatt“-Redakteure groß zu
ſein, wie wir bisher in unzähligen Fällen immer wieder konſta-
tieren mußten,

Da nun einmal im „Volksblatt“ die gegenſeitige Beſchuldi-
gung im n iſt, ſo wird kein Menſch erſtaunt ſein, wenn auch
die Lokalredadtion des Blattes eine rermurg losläßt und mit
t Worten die „guten Gründe“ zur Veröffentlichung des
anſtößigen Aufrufes „Ein feiner Plan niederlegt: „Wir
ſcheuen nicht davor zurück, Schuftigkeiten als das zu be-
nen was ſie ſind.“ Unterſchrieben ſind dieſe Zeilen von dem
emperamentvollen jungen Mann erner Scholem. Die
„Volksſtimme“ hatte ſchon oftmals Urſache, ſich mit der eigen
artigen Kampfesweiſe und dem gemeinen Ton in den Polemiken
die „Proletariervertreters“ zu beſchäftigen. Die Methoden

e

den eigenen Genoſſen enthüllt; ein Beweis dafür, daß wir recht
hatten mit unſerer bisherigen Brandmarkung.

Aber der Artikel des politiſchen Leiters des „Volksblattes“,
Paul Hennig, aus dem wir eingangs unſerer Zeilen einige
beſonders bezeichnende Stellen über den wütenden Kampf in den
eigenen Reihen wiedergeben, beſchäftigt ſich nicht nur mit dieſem
Streit, ſondern geht auch auf die Urſachen ein. Dabei wird in
herzerweichender Weiſe gejammert darüber, daß die Spaltung un
abwendbar erſcheint, obgleich doch „grundſätzliche Unterſchiede
fehlen“. Und dann heißt es weiter: „Es iſt ja Wahnſinn
War wüten ja gegen das eigene Fleiſch und Blut.

ir trennen uns ſa von Proletariern, die dasſelbe wollen,
ebenſo kämpfen, ebenſo marſchieren, ebenſo ſchlagen wollen,

wie wir.“
Wir fragen uns erſtaunt, merkt man es auf dieſer Seite jetzt

erſt, daß die Zerſpaltung des Proletariats ein Wahnſinn iſt
und daß der giftige Kampf gegen das eigene Fleiſch und
Blut mit der Gründung der U. S. P. eröffnet wurde? Was iſt
das für eine grenzen loſe Heuchelei jetzt darüber zuheulmeiern, de die Arbeiterſchaft, zur Freude des Bürgertums
(das immer geſchloſſener auftritt), immer mehr auseinanderge
trieben wird Hat das „Volksblatt“ nicht ſeit Jahr und Tag, be-
ſonders auch im politiſchen Teile, dieſe fortgeſetzten altungen
vorbereitet? Wie lächerlich klingt da der Satz in dem Artikel des
„Volksblati“-Leiters Hennig: „Aber wir wollen die Einheit der

ewaltigen Proletariermaſſe uſw.“ Die Politik der Unabhängigenhat die Arbeiterſchaft von Tag zu Tag mehr entwaffnet.
An der eigenen Lüge wird dieſe Partei zugrunde gehen. Die
vergiſteten Waffen, die ſie ſeit ihrem Beſtehen gegen das Prole-
tariat der alten Sozialdemokratie anwendete, richten ſich nun
gegen die eigenen Genoſſen. Es gibt eine ausgleichende Gerech-
tigkeit.

die Urwahl in Halle.
Geſtern ging alſo die Urwahl über die Diktatur vor ſich.

Es war ein wirklicher Wahlakt, mit Wahlvorſtand, Wahlurne und
um z ttelnerierlen Biſſig ſtanden ſich die Parteien gegenüber.
Die beiden Dinge, Wahl und Diktatur, in dieſem Verhältnis ver-
einigt, konſtatieren ihren Widerſpruch ſelbſt. Diktatur wählt man
nicht, ſondern Diktatur übt man aus, ohne irgend jemanden zu
fragen, auch nicht den Wähler. Ein Wahlakt über die Diktatur
iſt ein NRonſens. Zumal noch, wenn zu entſcheiden iſt über ruſſiſche
oder über deutſche Dikhatur. Daß dieſe Wahl auf Anordnung
des unabhängigen Zentralkomitees vollzogen wurde, die
Müßigkeit aller theoretiſchen Diskuſſionen über die Möglichkeit

usſichtsloſigkeit einer Dikatur.oder
Der Wahlakt geſtern bewies auch noch was anderes. Zahl-

reich traten die U. S. P.-Genoſſen zur Wahlurne und zeigten da
durch, daß der Stimmzettel die eigentliche Waffe des Arbeiters
iſt. Der Stimmzettel und das Streikrecht, damit ſchlägt man alle
Anſätze zur Rückentwicklung der politiſchen Verhältniſſe zurück und
damit gibt man den Anſtoß zu Entwicklungen in neuer Richtung.
Nur den Anſtoß, während die Entwicklung ſelbſt nur in zäher,
praktiſcher Kleinarbeit beſteht. Dem Wahlakt voran ging eine
ziemlich heftige Preßfehde im „Volksblatt“, bei dem die „Mos-
kauanhänger“ wohl ſtarke, gewaltige Worte gebrauchten, aber
rein daſtehen im Vergleich zu den ſchäbigen Mitteln, die der poli-
tiſche EinerſeitsAnderſeitsRedakteur Hennig anwandte, der ſeiner ſtärken ſche indem er die mehrheitsſogialiſtiſche Par,
tei mit Dreck bewirft. r ſeine alte bewährte Taktik hat ihm

aber nichts genützt. Jetzt hilft kein Mundſpitzen mehr,

Die er eſtellten Zahlen von der geſtrigen Urwahlo Il rden abgegeben i f7 7
Wahlbeteiligung war ziemlich ſtark. An Mandaten dürften für

11 Uhr abends Poligeiſtunde.

Wie aus einer B ng der Po tung, die
wir an anderer Stelle r he in dieſtunde für Wirtſchaftsbetriebe und Vergnrügungs auf 11
abends feſtgefegt worden.

Polizeiverordnung
über das Vorrätighalten, r und das Tragen von

en.

Die Polizeiverwaltung gibt bekannt:
ußwaffen aller Art und dazu gehörige Munition (aus

ſchließlich der Luftgewehre und Luftpiſtolen), ferner Dolche, Dolch-
meſſer und Jagdnicker (dolchähnliche Meſſer mit feſtſtellbarer
Klinge), Stöcke mit Metalleinlage ſowie Stöcke nach Art der Berg
mannskeilhauen dürfen nur an den rechtmäßigen Jnhaber eines
ar die begehrte Art von Waffen ausgeſtellten Waffenerwerbs-
cheines 6, Abſ. 2) gegen deſſen Ablieferung verkauft oder ſonſt

verabfolgt werden. r Jagdwaffen genügt an Stelle Abliefe-
für eines Waffenerwerbsſcheines der Beſitz eines Jahresjagd-

eines.
Schußwaffen älterer Herſtellungsart, zu denen Munition im

ger nicht mehr erhältlich iſt, unterliegen dieſer Beſchränkung
nicht.

Das Feilhalzen, Feilbieten und Verkaufen von Schlagringen
und ſog. Totſchlagern ſowie von Gummiſchläuchen, Stricken oder
Riemen, welche mit Metall oder anderer Beſchwerung verſehen
ſind, iſt verboten.

Es iſt verboten, Waffen der in 88 1 und 2 bezeichneten Arf
zu führen.

Dieſes Verbot gilt nicht:
1. Für die Sicherheitsorgane des Staates und der Gemeinden

rſcriig der zum Dienſtgebrauch benötigten Waffen;
2. für die Militärperſönen hinſichtlich ihrer Dienſtwaffen;
3. für Mitglieder von Vereinen, welchen die fugnis zum

ragen von Waffen beiwohnt, hinſichtlich des Umfanges
dieſer Befugnis;

4. für die Jnhaber von Jagdſcheinen hinſichtlich der landes-
üblichen Jagdwaffen, ſowie für die von ihnen mit dem
Transport dieſer Waffen Beauftragten und

5. für die Jnhaber von Waffenſcheinen hinſichtlich der auf den
Waffenſcheinen vermerkten Waffen.
Der Transport von Waffen innerhalb des Han-

delsbetriebes unterliegt dieſem Verbot nicht, ſofern die Waffen
in geſchloſſener Verpackung befördert und von den Empfängern
in deren Gewerbebetrieb empfangen werden.

Jagd- und Waffenſcheine ſind während des Waffentragens
ſtets mitzuführen und den volizeilichen Aufſichtsbeamten auf Ver-
langen jederzeit zur Prüfung vorzulegen.

Waffenerwerbsſcheine und Waffenſcheine werden von der Po-
lizeiverwaltung koſtenlos ausgeſtellt. Sie ſind nur gültig für den
Stadtbereich.

Die Gültigkeit des Waffenſcheines erliſcht bei Verzug des
Jnhabers aus dem Stadtbezirk.

Wird die Erteilung des Waffenſcheines widerrufen, was
oder zu Protokoll erfolgt, oder iſt ſeine Gültigkeit er-

loſchen, ſo iſt er ſofort hierher zurückzugeben.
Waffenerwerbsſchein und Waffenſchein dürfen andere Per-

ſonen nicht zur Benutzung überlaſſen werden.
Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden

mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., im Unvermögensfalle mit ent-
ſprechender Haft beſtraft, ſofern nicht nach den beſtehenden Straf-
geſetzen eine höhere Strafe verwirkt wird.

Hinſichtlich der Strafbarkeit des heimlichen Aufſammelns von
Vorräten an Waffen oder Schießbedarf außerhalb des Gewerbe-
betriebes wird auf 5 360 Nr. 2 und des Feilbietens ſowie Tragens
von Stoß, Hieb- und Schußwaffen, welche in Stöcken, Röhren
oder in ähnlicher Weiſe verborgen, auf S 367 Nr. 9 des Reichs
ſtrafgeſetzbuches, ſowie auf die Regierungspolizeiverordnung vom
26. 4. 72 verwieſen.

Dieſe Verordnung tritt am 15. November 1919 in Kraft.
er gleichen

es tapferen Streiters im politiſchen Kampfe werden nun von

Zeitvunkt ab wird die Polizeiverordnung vom
21. April 1906, die den gleichen Gegenſtand betrifft, aufgehoben,

Wandergewerbeſcheine.
Die Polizeiverwaltung gibt folgendes bekannt:
Die hieſigen Einwohner, die im Jahre 1921 ein Wanderge-

werbe beginnen oder fortſetzen wollen, können die Ausfertigung
der Wandergewerbeſcheine von heute ab im Polizeiverwaltungs-
gebäude, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 99, beantragen. Es empfiehlt
ſich, perſönlich zu erſcheinen und den letzten Wandergewerbeſchein
vorzulegen. Es iſt nötig, ein unaufgezogenes, deutliches Licht-
druckbild des r aus letzter Zeit in Viſitenkartengröße

der Kopf ſoll mindeſtens 128 Zentimeter groß dargeſtellt ſein
mitzubringen.

Nach S 459 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911
haben die Wandergewerbetreibenden die in ihrem Betriebe be-
ſchäftigten Perſonen bei der Landkrankenkaſſe des Ortes als Mit
glied anzumelden und dabei die Beiträge für die Zeit bis zum
war des Wandergewerbeſcheines, oder mit Erlaubnis des Kaſ
ſenvorſtandes für kürzere Zeit im voraus zu entrichten. Ueber
die gezahlten oder geſtundeten Beiträge hat die Krankenkaſſe eine
Beſcheinigung unter Angabe des Grundlohnes und des Wochen-
beitrages auszuſtellen, die bei der Beantragung des Wanderge-
werbeſcheines mit vorgelegt werden muß.

Für den Stadtkreis Halle a. S. kommt die Allgemeine Orts-
krankenkaſſe in Frage.

Ohne die Beſcheinigung über Zahlung oder Stundung der
Krankenkaſſenbeiträge kann der Antrag auf Ausſtellung eines
Wandergewerbeſcheines, in den Begleiter eingeſchrieben werden
ſollen, nicht an den Bezirks- Ausſchuß weitergegeben werden.

Der Tarifſtreit im Verſicherungsgewerbe!
Am Dienstag, den 5. d. M. fand im St. Nicolaus eine außer-

ordentlich gut beſuchte Verſammlung aller Verſicherungsangeſtell
ten ſtatt, in welcher über den Verhandlungsabbruch in Berlin be-
richtet wurde. Trotzdem einwandfrei feſtſteht, daß die Verfſiche
rungsangeſtellten die ſchlechteſtbezahlte Berufsgruppe bilden und
daß es den Unternehmungen ſehr wohl mögligh iſt, ihren Angeſtell
ten ein einigermaßen menſchenwürdiges Daſein zu bieten, wurde
von dem Arbeitgeberverband jede rung der jetzigen Bezüge
abgelehnt; teilweiſe wird ſogar eine Verſchlechterung ange

oß. Bisher iſt
boten.

Die Erregung unter den Angeſtellten iſt ſehr
es den Organiſationen mit Ausnahme von einigen Orten
gelungen, die Angeſtellten von der Anwendung von Gewalt-
mitteln zurückzuhalten. Wenn jedoch nicht ſchnell geholfen wird,
können weder die Gewerkſchaften noch die Betriebsräte dafür

daß im Verſicherungsweſen die Ruhe gewahrt bleibt.
achſtehende Reſolution wurde einſtimmig angenommen:

„Die am 5. Oktober 1920 im St. Nicolaus zu Halle a. S. ver-
ſammelten Verſicherungsangeſtellten erheben ſchärfſten Proteſt
es das herausfordernde Gebahren des Arbeitgeberverbandes

utſcher Verſicherungsunternehmungen. Das Angebot des Ar-
beitgeberverbandes bedeutet ein weiteres Hinabgleiten in das
Elend. Die bisherigen Bezüge ſchützten die Verſicherungsange-
ſtellten notdürftig vor dem Verhungern, an eine Beſchaffung von
r und ſonſtiger Bedarfsartikel war bei den geringen Be-
zügen nicht zudenken. Die Verſammelten müſſen unbedingt eine

c==„[ 2

Zur Aufklärung!
„Kukirol*, das sohnell und sleher wirkende Mittel geger

kflühneraugoen, Hornhaut,
Sehb wielen und Warzen ist in großem Format für die Käuſvorte in kleinem. r 2 erer,

Da „Kukirol“ lenge Zeit haltbar ist, so wird es von jetzt ab nur
noch in großem Format hergestellt, zumal der Preisunt ed nurdie Gegner ber Bedingungen 2 und für die Moskauanhänger 11

entſpringen 50 Pf. beträgt. Preis des alten Formats M. 2.50, des neuen
iet in Apotheken und Drogerie- erhältlich-
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Dedie t r in r i fordern, dauß r noch terhin die Ar 17 leiſten, M. R
ſt. Eine Weigerung, die berechtigten Wünſche der

ne v erfüllen, tet eine Verſündigung an der Ge
n hervorgerufen eine Schädi-

eher zu tragen haben. Die Angeſtellt iſſen. daß dieſind Zhere wen
auch

tteln d

Ja vor Zuzug nach Danzig. Vom Reichs und Staats
ommiſſar für Danzig wird folgende Warnung verbreitet: Jn
etzier Zeit häufen ſich die Fälle, daß Reichsdeutſche, die nach dem

10. Januar 1920 hier zugezogen ſind Geſuche um Zulaſſung zur
Beſchäftigung im Wirtſchaftsgebiet der Stadt Danzig an das
hieſige ſtädtiſche Arbeitsamt und an mich als Demobilmachungs-
kommiſſar richten. Bei der hier zurzeit herrſchenden Arbeits-

keit kommen bei Vermittelung von Arbeitsſtellen nurſol e Werſonen in Frage, die am 10. Januar d. J. hier gewohnt

haben und ſomit Danziger Staatsangehörige geworden ſind. Jch
hitte daher, veranlaſſen zu wollen, daß im Deutſchen Reiche durch

die maßgebenden Stellen eine Beianntmachung erlaſſen wird, die
vor Zuzug nach Danzig warnt.

Warnung. Die Unfälle durch Ueberfahren von Fuhrwerken
auf unbewachten Bahnübergängen hören nicht auf. Es wird des-
halb den Geſchirrführern die z Vorſicht beim Befahren von
inbewachten Ueberwegen zur V icht gemacht. Gleichzeitig wer
den ſie darauf hingew eJ. daß ſie durch Unachtſamkeit nicht nur
ihr eigenes Leben gefährden, ſondern auch durch fahrläſſige Ge-
fährdung des Eiſenbahnbetriebes ſich einer ſtrafrechtlichen Ver-
folgung ausſetzen.

Pakele ins Ausland. „Man kann kaum noch Pakete nach demAuslande ſchicken“, ſo hört man oft, „das Porto i vie zu

Daß die Auslandsraketgebühren ſehr geſtiegen ſind, trifft leider
W Wie kommt nun die Poſt zu dieſen hohen Sätzen? Rach dem

deltpoſtvertrag hat bei der Beförderung von gewöhnlichen und
Wertpaketen das Aufgabeland jedem an der Land und Seebe-
förderung beteiligten Lande beſtimmte Anteile zu vergülen. Die
Summe dieſer Anteile bildet das bei der Einlieferung der Sen-
dung erhobene Porto. Dieſes wird alſo nachträglich unter die
Länder verteilt, die an der Beförderung mitgewirkt haben. Die
Abrechnung erfolgt in Goldfranken. Das Auslandspatetporto
iſt ſo vom jeweiligen Wertverhältnis des Goldfranken zur Mark,
alſo von der Valuta, beeinflußt. Nun iſt dieſes Wertverhältnis
bekanntlich für uns zur Zeit recht ungünſtig und außerdem ſehr
ſchwankend. Solchen Schwankungen kann aber der Poſttarif nicht
zwangläufig folgen; die Poſt muß vielmehr aus naheliegenden
Gründen auf eine gewiſſe Stetigkeit ihres Tarifes Wert legen,
was aber durchaus nicht immer etwa mit einem geldlichen Ge
winn für ſie verbunden iſt. So hat die deutſche Poſt an dem
Wertverhältnis von einem Eoldſranken gleich 80 Pfg., wie es
bis zum Kriegsausbruch als feſter Kurs galt, bei den Auslands-
vaketgebühren noch bis Oktober 1919 feſtgehalten, obwohl in-
zwiſchen der Wert des Metallfranken bereits auf 4 Mk. geſtiegen
war Und die Reichspoſt deshalb bei dem Geſchäft ganz erheblich
zuſetzie. Als im Februar d. Js. ſich der Wert des Goldfranken
auf etwa 16 Mk. belief, ſetzte die Poſt für die Gebührenerhebung
den Gegenwert auf rund 12 Mk. feſt. Dieſer Satz iſt dann bis
zum Juni beibehalten worden, während inzwiſchen unſere Valuta
ſtieg. Auf dieſe Weiſe wurde der t ein gewiſſer Ausgleich für
ibre vordem erlittenen bedeutenden Verluſte. Seit Juli beträgt
der poſtſeitig für 1 Fr. feſtgeſetzte Gegenwert 8 Mk. alſo noch etwas
weniger, als ſich augenblicklich der Wert des Schweizer Frankenan der Berliner Börſe ſtellt.

AFrug

xge: Nachforſchung nach vermißten Kriegsteilneh Das Zen-rge w gsteilnehmern. s Zenung tralNachweisAmt für Kriegerverluſte und Kriegergräber, Ber
ngs lin NW. 7. Etheenltraß 48, weiſt darauf hin, daß es als ein-
ehlt zige amtliche Stelle alle Anträge auf Nachforſchungen nach ver-
hein ihr Kriegsteilnehmern, insbeſondere auch nach den ſich noch
icht in Rußland befindlichen Kriegsgefangenen völlig koſtenfrei erröße ledigt. Für die Erledigung der Anfragen wird das ganze um

Hngreiche amtliche und private Material des Zentral-Nachweis
Amtes nutzbar gemacht. Alle Anfragen, welche Kriegsgefangene

911 in Aula und Weſtſibirien betreffen, werden. ſoweit ſie das
be mein nicht ohne weiteres beantworten kann. mitNit nterſtützung der deutſchen Fürſorgeſtelle für Kriegs und Zivil-

r zangene in Moskau erledigt, mit der das Zentral-Nachweis-
aſ mt eine raſche und ſichere Verbindung durch den Kurier der

ber Reichszentrale für Kriegs- und Zipilgefangene unterhält. Die
ine Anträge nach vermißten deutſchen Zivilgefangenen und Zivil
en verſchickten in Rußland ſind an das Reichsauswanderungsamt,
ge Berlin W. s, Wilhelmſtraße 7 1,zu richten.
ts Sein 25 jähriges Dienſtjubiläum feiert heute Herr Robert

Budik als Angeſtellter in der Buchhandlung des Waiſenhuſes.
der e Kollegen ehrten den Jubilar durch Anſprache und Ge

enke.
r Republikaniſcher Führerbund. Sonnabend, 8 Uhr, in „Wils-

dorfs Geſellſchaftshaus“ Monatsverſammlung.
Stadttheater. Heute, Freitag, abends 716 Uhr, gelangt das

Drama „Chriſta die Tante“ von Rolf Lauckner zur Erſtaufführung.
t onnabend wird die Operette „Der Zigeunerbaron“ gegeben.
l- onntag nachmittag 3 Uhr Volksvorſtellung „Dr. Klaus“, Sonn-
he, 3 abend 754 Uhr „Fra Diapolo“. Montag geht das deutſche
he rchen „Königskinder“ mit der Muſik von Humperdinck in
nd Szene.
Il Schluß der Wage bei Pferberennen. Uns wird geſchrieben:
de VPon r iedener Seite wird i geführt, daß bei den letzten
ge Rennen die rote Scheibe an den Nummernaufzügen, die bekannt-
je lich den Schluß der Wage anzeigt, vielfach verſpätet aufgezogen

en iſt und dadurch die Wetter verhindert wurden, ſofort nach
iſt kanntgabe der Reiter den Totaliſator zu benutzen. Man hat

irrtümlich angenommen, daß hier eine Bummelei der Nachrichten-
t übermittelung vorliegt. Nach der neuen Rennordnung darf die
d, ge nicht früher geſchloſſen werden als eine Viertelſtunde vor der
ir r den Ablauf des betreffenden Rennens feſtgeſetzten Zeit. Nun
t. hat ſich bei den Rennen im allgemeinen die Abwickelung des

Programms ſo pünktlich vollzogen, daß beiſpielsweiſe am ver-
gang nen Sonntag der Start zum letzten Rennen nur zwei Minu-

ſt en rer der Programmzeit zurückſtand, alſo um 5,12 Minuten
attfand, während bei dem Hauptrennen für Zweijährige der

r tart ſogar fünf Minuten vor der Zeit lag. Das läßt ſich für
s die Rennleitung von vornherein nicht ſo genau beurteilen, weil ſie

nicht weiß, wie lange ſich die Pferde am Start aufhalten. Wenn
n das Programm ſich ſo pünktlich abwickelt, wie in e letzten Tagen,

S angenommen werden, daß das verſpätete Erſcheinen der roten
e eibe im allgemeinen lediglich durch die Befolgung der Vor-

riften der Rennordnung verurſacht wird, alſo keine neuen
u tarter nachkommen werden. Das Publikum kann mithin in

einem ſolchen Falle ruhig wetten, allerdings auf die eigene Ge
fahr, daß ausnahmsweiſe doch noch ein Slarter nachkommr, der
aber in der Regel die Entſcheidung nitht beeinfluſſen, olſo vor.

m ausſichtlich nicht gerade ſtiegen wird.
Die rei die Rennen am 10. Oktober. Die vomr Anhalt. Ker e ferdezuchtverein Deſſau ür die Rennen am
Oktober ausgeworfenen Ehrenpreiſe ſind im Schaufenſter der

altrenomierten Fa. G. Aßmann, Geſchäftshaus für Herren und
r Knaben Konfektion und Sportbekleidung, Gr. Ulrichſtraße aus

geſtellt. Die Dekoration des
l angenght und iſt die non

enſters iſt dem Rennen e gen O z

nProvinz und Umgegend

An die Hrtsvereine des Vezirks.
Zum zweiten Male jährt ſich am 9. November der

Tag, an dem die Revolution dem deutſchen Volke die völlige
olitiſche Gleichberechtigung aller ſeiner Bürger brachte. Die
mwälzung vom 9. November iſt für die weitere innerpoli-

tiſche Entwicklung Deutſchlands von ungeheurer Bedeutung
geweſen, denn nunmehr hat das Volk ſein Geſchick ſelbſt in
der Hand. Manches iſt noch nicht ſo, wie es ſein ſollte und
auch ſein könnte, aber das ändert nichts an der Tatſache, daß
die Umwälzung am 9. November von aller größter
Tra e war und es auch bleiben wird. Darum ver-
dient dieſer Tag, als einer der wichtigſten Erinne-
rungstage, jedes Jahr würdig gefeiert zu werden.
Aus all dem Traurigen, das jetzt vom geſamten werktätigen
Volke ertragen werden muß, ragt der 9. November als ein
bedeutſamer Lichtblick empor. Darum laßt Euch
dieſen Tag nicht verekeln, ſondern feiert ihn in froher Zu
verſicht auf eine beſſere Zukunft.

Sozialdemokratiſcher Bezirksverband.
J. A.: R. Dreſcher.

Joſeph Schneider und der „Mangsfeldſchreck“.
Der Heroſtratos von Eisleben, Redakteur Joſeph Schnei-

der, der ZJerſplitterer der dortigen Arbeiterbewegung, hat bisher
von ſeinem Redaktionsſchemel in der „Mansfelder Volkszeitung“
aus, Giftbombe wef Giftbombe in die Reihen des kämpfenden
Proledariats geworfen. Vorgeſtern brachte er eine Notiz „Das
böſe Gewiſſen“, in der er, mit der fetteſten Schrift, die ihm zur
Verfügung ſtand, das „böſe Gewiſſen“ ſeines Gen. Dittmann
i „Mansfeldſchreck“, an den Pranger ſtellen wollte. Joſeph

rieb:
Am geſtrigen Tage hatte der Gen. Dittmann vom Zentral-

vorſtand eine Unterredung mit den Halliſchen Parteigenoſſen.
Dittmann warf die Frage auf, ob der Parteitag ungeſtört tagen
könnte. Es ſci ihm zu Ohren gekommen, daß die Mansfelder
Arbeiter in ihrer Entrüſtung den Parteitag zum Teufel jagen
wollten, falls ihre gewählten Delegierten nicht anerkannt
würden.

Trotzdem Herr Schneider ſich bemüht, die Angſt über die
Mansfelder Arbeiter ſeines Parteivorſtandsmitgliedes Ditt-
mann in möglichſt bunten Farben feſtzuhalten, ſtellt ſich nun
heraus, daß a ſelbſt der Popanzträger dieſer Sache geweſeniſt. Joſeph hat dieſen ganzen Quatſch erſt in die Welt geg.

n einem Artikel „Zur Steuer der Wahrheit!“, der geſtern im
„Volksblatt“ von Peters, Reiwand, Kürbs und Kaſpa-
ret veröffentlicht wurde, heißt es u. a.

Allerdings hat auch Genoſſe Dittmann die Frage geſtellt, ob
das ungeſtörte Tagen des Parteitages gewährleiſtet wird, mit
Hinweis darauf, daß die Genoſſin Braunthal bereits vor einigen
Tagen in Berlin erklärt hat, die Mansfelder Bergarbeiter würden
den Parteitag eventuell mit Knüppeln auseinanderjagen. Dazu
haben allerdings die Unterzeichneten bemerkt, ur 4 das halten ſie
auch jetzt noch aufrecht: Auch der Genoſſe Schneider (Eisleben) hat
in einer der letzten Vezirksvorſtandsſihung hohnlächelnd dasſelbe
geſagt. Damit ſoll nun r nicht geſagt ſein, daß die
Mansfelder Bergarbeiter dieſe Abſicht haben, im Gegenteil, wir
wiſſen wohl, daß der Genoſſe Schneider ein großer Schreier iſt, wo
rüber ſich auch die Mansfelder Bergarbeiter klar ſind, im weiteren
denken ſie nicht daran, die Parteitagsſitzung irgendwie zu ſtören.

Das dürfte wohl genügen, um den Artikel in das richtige
Licht zu rücken und daran zu zeigen, in welcher gemeinen Art und
Weiſe der Artikelſchreiber glaubt, andere Genoſſen herabwürdigen
u können. Auf die weiteren Anwürfe,, welche in dem Artikel ent-
alten ſind, einzugehen, lehnen wir ab, wir halten es unter un-

ſerer Würde, in einem derartigen Tone zu polemiſieren. Wir
es niedriger, und überlaſſen das Urteil den Parteimit-

gliedern.“
Auch wir wollen ſagen, daß ſich hier jeder weitere Kommentar

erübrigt. Joſeph wurde von ſeinen eigenen Brüdern gebrand-
markt, das iſt für ung genug und die Mansfelder Arbeiter mögen
ſich nun ſelbſt ein Urteil bilden.

er zwelte Jugendherbergstag.

Am 2. und 3. d. M. tagte in Goslar eine ſtattliche Verſamm-
lung der Mitglieder des Verbandes für deutſche Jugendherbergen.
Nach ernſten Beratungen im Beiſein des Vertreters des Miniſte-
riums des Jnnern und nach lehrreichen Vorträgen bedeutender,
z dem Gebiete der Jugendpflege und der Jugendbewegung
ſtehender Männner wurde einmütig anerkannt, wie dringend not-
wendig die Errichtung von Jugendherbergen iſt, um einmal unſerer
wanderluſtigen Jugend gute und ſichere Unterkunft zu bieten, fer-
ner aber auch, um die Unſitten der im Wandern unerfahrenen
Jugend zu belämpfen. Die Jugendherbergen dürfen nicht als Gaſt-
häuſer angeſehen werden, ſondern ſie ſollen Stätten der Kultur
und Erziehung ſein. Jn Deutſchland beſtehen bereits 700 Jugend-
herbergen, die der geſamten Jugend geöffnet ſind. Aus dem
Jahresbericht geht ferner hervor, daß ſich im letzten Jahre 19 Ver-
)ände der nationalen, ſozialiſtiſchen, kommuniſtiſchen und frei
deutſchen Jugend, ſowie der Leibesübungen treibenden Organi-
jſationen dem Verbande für deutſche gen her er gen angeſchloſſen
und zu tatkräftiger Mitarbeit bereit erklärt haben. Die anweſen-den Vertreter der Reichs und Landesregierungen entwarfen in

längeren Ausführungen den Arbeitsplan auf dem Gebiete der
Jugendpflege für das nächſte Jahr und betonten beſonders wie
groß die Not unſerer Jugend jetzt ſei und daß ſomit Reich, Staat
und Gemeinde verpflichtet wären, die körperliche und geiſtige Er
tüchtigung, insbeſondere der ſchulentlaſſenen Jugend, aufs kräf-
tigſte zu fördern und zu unterſtützen, zum baldigen Wiederaufbau
des Reiches.

Pachtſchutzordnung.

Um falſchen Anſchauungen entgegenzuwirken, gibt der Preſſe
dienſt des preußiſchen Landwirtſchaftsminiſteriums folgende Auf-
klärung über die Pachtſchutzordnung:

Die geſetzliche Reglung des Pachtweſens iſt Sache des Reiches
und nicht der Länder. Daher iſt auch die Pachtſchutzordnung nicht
von Preußen, ſondern vom Reich erlaſſen (Reichsgeſetzblatt 1920,
Seite 1193). Jn dieſem Geſetz iſt vorgeſehen, daß zur Schlichtung
von Streitigkeiten paritätiſche Pachteinigungsämter eingeſetzt
werden, die aus je einem Vertreter der Verpächter und der Päch-
ter und einem Vorſitzenden mit Richterqualifikation beſtehen ſollen.
Die preußiſche Pachtſchutzordnung vom 3. Juli dient lediglich der
Ausführung dieſes Reichsgeſetzes. Da die Pachteinigungsämter
meiſt für die Amtsgerichtsbezirke eingeſetzt ſind und in dieſen
die Amtsrichter oft die einzigen Perſonen mit Richterqualifika-
tion ſind, mußten dieſe auch als Vorſitzende beſtellt werden. Gegen
dieſe Vorſitzenden wird nun aus Pächterkreiſen einzelner Bezirke
der Vorwurf erhoben, daß ſie ſich bei ihren Entſchließungen zu
tark von dem Beſtreben leiten laſſen, die Verpächter gegen dieachteile der Geldentwertung bei der Feſtſetzung der e htpreiſe

zu ſchützen. Es ſoll vielfach vorgekommen ſein, daß Pachteinigungs-
ämter für die Bemeſſung der neuen Pach preiſe ganz ſchematiſch

n Maßſtab der Geldentwertung zur Anwendung gebracht haben.
a dieſe Handhabung Aer die Zweckheſtimmung des Geſetzes

verſtößt, werden die Regierungsſtellen die Durchführung Der
Pächterſchutzordnung im Sinne des Geſetzgebers ſichern müſſen.

Die geplante Kreiseinteilung Thüringens,

einteilung Großthürin
wurde unächt
den ſieben beteiligten Staaten 239

eingeſeßten Rommiſſion ſtatt. Es
ein Arbeitsplan aufgeſtellt. Zurzeit beſtehen in

andratsämter. Es wird
daran gedacht, dieſe 23 Landratsämter in ſechzehn leiſtungsfähige
Kreiſe zuſammenzulegen. Von den ſieben Landgerichten werden
wohl oder übel auch mindeſtens drei verſchwinden müſſen, und
auch mehrere Amtsgerichte wird das gleiche Schickſal treffen. Für
das Saaletal iſt die Bildung eines Oberſaalkreiſkes mit Saalfeld
als Kreisſtadt und den Amtsgerichtsbezirken Gräfenthal, Leuten-
berg und Lobenſtein, eines Mittelſaalkreiſes mit Rudolſtadt als
Kreisſtadt und den Amtsgerichtsbezirken Pößneck, Kahla, Neu
ſtadt a. d. Orla und Remda und eines Unterſaalkreiſes mit der
Kreisſtadt Jena und den Amtsgerichtsbezirken Dornburg, Roda,
Eiß r Camburg gedacht. Die Kreiſe Sonneberg und
Hildburghauſen werden kaum eine Aenderung erfahren. Beim
Kreis Meiningen wird erwogen, ob nicht zu dieſem der ſüdliche
Teil des Bezirks Dermbach mit Oſtheim zu ſchlagen iſt, wogegen
vielleicht der Amtsbezirk Salzungen an Eiſenach anzugliedern
wäre. Gotha hat zurzeit drei Landratsamter: Gotha, Walters-
gen und Ohrdruf. Dieſe werden für die Folge zweckmäßiger-
weiſe zu zwei Kreiſen zuſammengezogen. Sodann wurde daran

edacht, die beiden Landratsämter Königſee und Gehren zu einem
reis mit dem Sitz in Königſee zuſammenzulegen, ferwer ſoll

Arnſtadt und Jlmenau einen Kreis bilden. Jn es kämen noch
die Kreiſe für Weimar, Eiſenach, Sondershauſen, zwei Elſter-
kreiſe- und der Pleißekreis.

Wahl der Beiſitzer zum Kreisgewerbe, und Kreiskaufmannsgericht
des Saalkrei' es.

Für das Kreisgewerbegericht beginnen die Vorſchläge mit fol
genden Ramen:

Vorſchlag (Könnern) Arbeitgeber: Otto Horlboge,
Könnern, Halleſche Straße.

Vorſchlag Ia (Halle) Arbeitnehmer: Max Richter, Mau-
rer, Dölau, Zechenhausſtraße 13.

Vorſchlag Ib (Könnern) Arbeitnehmer: Friedrich Peter,
Könnern.
g50 Vorſchlag Ie (Löbejün) Arbeitnehmer: Willi Bieler,

öbeiün.
Vorſchlag Id (Wettin) Arbeitnehmer: Heinrich Rei

ßinger, Wettin.
Kreiskaufmannsgericht.

Vorſchlag I (Könnern) Arbeitgeber: Albert Naſel
Könnern, Halleſche Straße 10.

Vorſchlag 1 (Halle) Arbeitnehmer: Johannes Budeck,
Halle, Ladenbergſtraße 2.

Vorſchlag I1 (Halle) Arbeitnehmer: Albert Brand, Erx-
pedient, Halle, Pfännerhöhe 35.

Vorſchlag III (Könnern) Arbeitgeber: Otto Hädecke
Könnern, Cöthenſche Straße.

Das Fiſchen mit Handgranaten.
Das Fiſchen mit Handgranaten hatte ſchon im Sommer einen

derartigen Umfang angenommen, daß der Juſtizminiſter die Be
amten der Staatsanwaltſchaft erſuchen mußte, mit Nachdruck da-
gegen einzuſchreiten. g. weiſt auch das Reichswehrminiſterium
auf die ſtrafrechtliche Verfolgung dieſer Art von Fiſchen hin. Es
wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und unter Umſtänden, wenn
ein Schaden eingetreten iſt. mit Gefängnis bis zu 2 Jahren be-
ſtraft. Beim Fiſchen mit Handgranaten werden alle Fiſche und
z5 t chmuchs in einem Umkreiſe von 10 bis 50 Meter ver-
nichtet.

Ammendorf. Rieſengewinne der Papierfabrik.
Die Geſellſchaft erzielte im Jahr 1919/1920 einen Papierfabri-
kationsgewinn von 33 190 264 (8 8235444) Mk. andererſeits er-

öhten ſich Fabrikationsunkoſten auf 29 588 803 (7 903 360) Mk.
ach Abſchreibungen von 253 000 (250 660) Markt ergibt ſich ein

Gewinn von 3 266 488 202 548) Mk. bei einem Aktienkapital
von 3,9 Millionen Mark. Dividende 40 Prozent (wie im Vor-
ahr), außerdem auf jede Aktie ein Bonus von 200 Mark. Jmechenſchaftsbericht ſreibt die Verwaltung u. a.: Jn dem ver-

gangenen Geſchäftsjahre gelang es uns, die Produktion gegenüber
dem Vorjahre etwas zu heben, trotzdem wir wiederum größere
Stillſtände durch Generalſtreik und Aufruhr, dauernde wirtſchaft
liche Kämpfe und Unruhen erlitten. Eine Anzahl Fabriken war
viele Monate gänzlich außer Betrieb. Dadurch trat eine ſolche
Knappheit und Teuerung e wichtigen Rohſtoffes ein, daß wir
dauernd gezwungen waren, Papiermaſchinen ſtillſtehen zu laſſen.
Unſere geſamte röguaung wurde reſtlos den Jnlands-Verbrau-Arn ſugeſahet und fand bei der herrſchenden Papiernot ſchlanken

Abſatz. Mit den wichtigſten Rohſtoffen und Materialien haben
wir uns genügend eingedeckt. Wir ſind mit den beſten techniſchen
Einrichtungen ausgerüſtet, ſo daß wir trotz der ſchwierigen wirr-
ſchaftlichen Verhältniſſe und Unſicherheiten mit Vertrauen in die
Zukunft blicken können.

Naumburg. An die Mitglieder der S. P. D. Alle
Genoſſen werden gebeten, in der Sonntag, den 10. Oklober, abds.
7 Uhr, im „Schützenhaus“ ſtattfindenden Mitgliederverſammlung
u erſcheinen. Gen. Müller-Halle a. S. ſpricht über den neuen
rogrammentwurf. Dann ſind noch wichtige Vereinsängelegen-

heiten zu erledigen.
Naumburg, Zentralverband der Angeſtellten.

Eine bedeutſame Mitgliederverſammlung des Zentralverbandesder Angeſtellten fand Mittwoch im den Hof“, hier. ſtatt. Die

im Zentralverband der Angeſtellten organiſierten Kollegen nahmen
Stellung zu dem Tarif der Kramerinnung. Nach eingehender
Ausſprache wurde man ſich dahin einig, die diesmaligen Be-
ratungen und den Kampf um einen neuen Tarif mit den ſchärf-
ſten Mitteln zu führen, da der jetzige Tarif, der noch nicht einmal
von allen Arbeitgebern gezahlt werde, unter aller Kritik ſei. Das
Je wen ſhaftskartort ſoll zur tatkräftigen Unterſtützung angerufen
werden.

Eisleben. Ein eigenartiger Kriegsbeſchädig-
tenfreund. Unter dieſer Stichmarke beſchäftigten wir uns
früher einmal mit dem ehemal. Prieſterſeminariſten und jetzigen
Redakteur Schneider von der Mansfelder Volkszeitung“, der es
nun endlich der Mühe wert gehalten hat, ſich einmal der Kriegs-
beſchädigten und Kriegerhinterbliebenen anzunehmen. Er hält es
für Brrr ſich nicht durch praktiſche Arbeit mit dieſen hilfs
bedürftigen Menſchen zu betätigen, ſondern glaubt ſeinen Zweck
durch gemeine Verleumdungen ſolcher Perſonen, die ſich im Dienſt
der Kriegsbeſchädigten- und KriegerhinterbliebenenFürſorge durch
praktiſche Arbeit betätigen, hervorragend auszeichnen zu müſſen.
Schneider glaubt ſeine eigene Unkenntnis auf dieſem Gebiete damit
zu verdecken, daß er von Zeit zu Zeit ſich der Oeffentlichkeit be
merkbar macht und ſich dann als Beſchützer der Kriegsbeſchädigten
und u ausgibt. Jn der Nummer 204 der
„Mansfelder Volkszeitung“ ſteht ein Artikel über die Beirats-
ſitzung der amtlichen Fürſorgeſtelle für den Mansfelder Seekreis,
der für die Unkenntnis den beſten Beweis liefert. Jntereſſant iſt
nur das, daß der Beirat der Fürſorgeſtelle dieſen Unſinn. der durch
Schneider in dieſem Artikel in einer Reſolution gegen unſeren Ge
noſſen Vietz, der früher in Weißenfels und jetzt in Berlin im
Reichsbund der Kriegsbeſchädigten uſw. tätig iſt, zur Weitergabe
an das Reichsarbeitsminiſterium angenommen hat. Es müßte
dem Beirat wie auch dem Vorſitzenden des Beirats bekannt ſein,
daß es weder eine Reichsfürſorgeſtelle noch einen Präſidenten der
Reichsfürſorgeſtelle gibt. Dieſe vollſtändig neue Stelle und neue
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Titel exiſtieren natür
Redakteurs Schneider.
Freude über die
gehabt haben, aber

nur in dem geſſtig armen Gehirn des
niſterium wird ſeine

des Beirats amtlichen Fürſorgeſtelle
le Fritig auch legenheit bekommen, die

amtliche Fürſorgeſtelle über die wirklichen Einrichtungen der
Kriegsbeſ gten- und Hinterbliebenen- Fürſorge zu unterrichten.
Das ſollen aber dieſe Herren mit ſelbſt abmachen. Wegen der
gemeinen Ausführungen, die Schneider in der Entſchließung zum
Ausdruck gebracht hat, wird er Gelegenheit erhalten, wie uns Gen.
Vietz mitteilt, vor Gericht den Beweis zu erbringen. Vielleicht
wird das Gericht ihm dann mildernde Umſtände zubilligen weil
er früher Prieſterſeminariſt war. Bedauerlich iſt es nur, daß man
ſich ſolcher gemeiner und ehäſſiger Mittel bedient, um Perſonen
unmöglich zu machen, die Schneider bisher gefährlich gewor-
den ſind. Ueber den Ausgang der Klage, die der Genoſſe Vietz
bereits eingeleitet hat, werden wir zu gegebener Zeit berichten.

Eisleben. Die politiſierenden Handwerker.
Jn unſerer Stadt beſteht ein Verein ſelbſtändiger Handwerker und
Gewerbetreibender, an deſſen Spitze zwei Stadtverordnete, volks-
parteilicher Coleur, die Herren Crone und Knöfel ſtehen. Von
einem unbändigen Tatendrang getrieben, tummeln ſie ſich recht
vielſeitig auf allen r Parketts politiſcher und wirtſchaft
licher Natur. Jhre Stoßkraft, die ſie ihrem Temperament ent-
ſprechend beſonders im Stadtparlament verwenden könnten,
entwickeln ſie in obengenanntem Verein, um auf Umwegen im
Rahmen bürgerlich-kapitaliſtiſcher Politik in den Bannkreis popu-
lären Rufes zu kommen. Daß ſie ihr Hauptaugenmerk auf die
Entwicklung der Fortbildungsſchule werfen, und ihren Einfluß,
dieſe nach ihrem Sinn zu geſtalten, geltend zu machen ver-
juchen, verſteht ſich am Rande. Wenn auch die Schule zur Fortbil-
dung der Lehrlinge dient, die ja bekanntlich zur Entfaltung
einer ſpäteren Exiſtenz etwas lernen ſollen und nicht zur wirtſchaft
lichen Erſtarkung der Herren Meiſter willkommene Objekte abgeben
ſollen! Nun, kurzum! Die Herren reiten auch gegen die Zwangs-
wirtſchaft an, ſpeziell gegen die des Getreides. Eisleben hat, im
Gegenſatz zu ſeiner ländlichen Umgebung ein abſolut in Farbe und
vielleicht auch in Geſchmack nicht ſchön zu nennendes Brot. Wir
haben uns auch ſchon einige Gedanken darüber gemacht. Ange-
ſichts des Umſtandes aber, daß wir einen vom Oberbürgermeiſter
ſehr gern geſehenen Arbeiterrat haben (des Räteſyſtems wegen
natürlich), ferner einem mit dem Dezernat „Wirtſchaft“ betrauten
unabhängigen Stadtrat und einen in erheblichem Prozentſatz aus
geſchälten Blutapfelſinen (pardon Revolutionären) beſtehenden
Ernährungsausſchuß haben, wähnten wir die Zufuhr an Lebens-
mitteln für den Magen unſerer Einwohner in guten Händen! Dem
ſcheint nicht ſo zu ſein. Jn der letzten Sitzung des verehrlichen
Handwerksmeiſtervereins wurde nun Sturm gegen die ſchlechte
Beſchaffenheit des Brotes gelaufen. Nachdem man ſich mit Ent-
rüſtung vollgepumpt hatte, gings andern Tages ſchwer geladen
ran an den Magiſtrat. Nun ja. der hatte ſich bereits beſchwerde-
ührend an die Reichsgetreideſtelle gewandt und demnächſt ſoll auch
zeſſeres Brot zur Ausgabe gelangen. Hinterher meinten dann die
Handwerker, ſie hätten ja eigentlich auch den Vorwurf an die
Reichsgetreideſtelle gerichtet wiſſen wollen. Ach. die kleinen
Schäker! Die Wut hat ſich alſo wieder gelegt. Vielleicht glaubte
man in jenen Kreiſen durch dieſen Streich beſſeres Brot ſchaffen
zu können. Dann wären die Herren, die eigentlich nur Mut gegen
unſichtbare böſe Geiſter haben. mindeſtens geplatzt wie eine Pell-
kartoffel! Pfui, das Wort Kartoffel? Hätten doch die Herren
Meiſter mal eine Analyſe aufgeſtellt, ob wirklich von den aus
beſtimmten Gründen nicht verkauften Kartoffeln Beſtandteile in
getrocknetem Zuſtande ins Brot gelangt ſind. Langte dazu die
Muskelkraft nicht?

Eisleben. W lſcher Verdacht. Die in Nr. 235 gebrachte
Meldung „Ein Wüſtling!“ entſpricht inſofern nicht den Tatſachen,
als der betreffende Arbeiter wohl verhaftet worden war, aber
wieder freigelaſſen werden mußte, da ſeine Verhaftung auf Grund
falſcher Angaben erfolgt war.

Delitzſch. Unſere wirtſchaftliche Möglichkeit.
Hewaltige Braunkohlenſchätze, die noch der Erſchließung harren,
lagern noch in Mitteldeutſchland in der Erde. Auf die Braun-
'ohle iſt aber Deutſchland mehr als je angewieſen, da durch die
zewaltigen Kohlenablieferungen an unſere Feinde eine empfind-
liche Brennſtoffknappheit eingetreten iſt. An vielen Orten, ſo
auch füdlich von Delitzſch, in der Feldmark Werbelin, wird nun
eifrig gebohrt, um Stärke und Verlauf der Kohlenflöze ſowie die
Beſchaffenheit der Kohle feſtzuſtellen. Die Kohle ſteht dort in
einer Mächtigkeit von durchſchnittlich 7 bis 10 Meter. Die decken-
den Schichten von oben nach unten ſind Lehm bis 4 Mexser ſtark,
Sand oder Kies, darauf Ton, und in einer Tiefe von etwa 31 Meter
Kohle. Es iſt eine Kohle von guter Beſchaffenheit, nur zum Teil

mit Beimengungen von Sand uſw. Bis jetzt iſt eine Tiefe von
61 Meter erreicht. Das Flöz ſcheint von größerer
zu ſein, weshalb der Abbau lohnt. Die Unterhandlungen mit
den Beſitzern ſind zum Teil ſchon zum Abſchluß gekommen.

Mühlberg a. Elbe. Sprechſtunde für Kriegsbe-
ſchädigte. Der nächſte Sprechtag für Kriegsbeſchädigte und
Kriegshinterbliebene findet am Montag, den 11. d. M., im „Rats-
keller“ von 123 Uhr ſtatt.

Falkenberg. Erzeuger- und Verbraucherver-
ammlung. Montag nachmittag fand eine vom Genoſſen
mtsvorſteher Dietrich im Sitzungsſaal der hieſigen Gemeinde an

beraumte Sitzung ſtatt, zu der die Erzeuger und Verbraucher ge
laden waren. Es hatten Vertreter entſandt die Gewerkſchaften,
die Gemeinden, die Landwirte, die Fleiſcher. Behandelt wurde
die Kartoffelverſorgung vom Amtsbezirk ſowie die Fleiſchverſor
gung. Die Ausſprache darüber war ſehr lebhaft. Faſt alle er
ſchienenen, ſo die Genoſſen Wolf, Schödel, Herrmann und
andere, vertraten mit aller Schärfe den Standpunkt der Verbrau-
cher. Ein Vorſchlag wurde angenommen, daß nach der Sitzung
der Kreisbauernſchaft vom Amtsvorſteher von den einzelnen Ge
meinden eine Umfrage ſtattfindet, wieviel die betreffenden Er
r dem Amtsbezirk zu 20 Mk. und zu 25 Mk. den Zentner

artoffeln zur Verfügung ſtellen wollten. Betr. der Fleiſchver
ſorgung ſpr Genoſſe Dietrich ſein Bedenken aus, daß die
Zwangswirtſchaft über das Vieh aufgehoben wird. Nach län-
gerer Ausſprache verpflichteten ſich die Fleiſcher und Viehhändler,
erſt dann Fleiſch nach auswärts zu verkaufen, wenn Falkenberg
verſorgt iſt, auch wenn es auswärts teurer ſein ſollte. Der Ver-
kauß beginnt in Zukunft Freitags nachmittags und endet Sonn-
abend abend. Eine weitere Ausſprache fand über die Fettver-
ſorgung ſtatt. Hier konnte erfreuliches berichtet werden, da Vor-
ſorge getroffen iſt, daß man bis Weihnachten ausreicht und das
Fett im Amtsbezirk mit 17 Mk. verkaufen kann. Es dürfte der
einzige Amtsbezirk im ganzen Kreiſe ſein, der derartiges billiges
und auch gutes Fett verkaufen kann. Hoffen wir, daß auch von

Kartoffel und Fleiſchverſorgung bald ähnliches geſagt werden
ann.

Torgau. Mitgliederverſammlung. Am Montag,
den 4. Oktober, fand unſere Monatsverſammlung ſtatt. Die Ver
ſemmlung war nicht ſo beſucht wie es ſein müßte. Eine große
Anzahl Genoſſen ſcheinen den Ernſt der Lage noch nicht begriffen
zu haben, ſonſt würden ſie ſich zahlreicher einfinden. Gen. Sch r ö
der erſtattete Bericht von der am 26. 9. ſtattgefundenen Kreis-
konferenz und gab dabei die Einteilung der einzelnen Diſtrikte
bekannt. Die anweſenden Genoſſen erklärten ihr Einverſtändnis.
Ebenſo erſtattete Gen. Schröder Bericht von der am 3. 10. in
Halle tagenden Stadtverordnetenkonferenz, und die Verſammlung
billigte den Bericht des Gen. Schröder, ebenſo die Beſchlüſſe, die
auf der Konferenz gefaßt wurden. Unter Parteiangelegenheiten
und Verſchiedenes wurden noch einige örtliche Fragen geregelt.
Um 10 Uhr ſchloß der 1. Vorſitzende die Verſammlung.

Halberſtadt, Ein Sicherheitsbeamter als Ein-
brecher. Jn einer Villa war dem Polizeioberwachtmeiſter
Vogel eine Notwohnung zugewieſen worden. Die Frau des Be-
amten wurde nach dem Einzug neidiſch auf die reichen Villen
beſitzer und veranlaßte ihren Mann, mit mehreren Kumpanen
die Villa auszurauben. Als die Jnhaber verreiſt waren, raubte
die Geſellſchaft alle Kleider- und Wäſcheſchränke aus und ver
kaufte die Beute nach Berlin. Der Wachtmeiſter erhielt dafür
von der Strafkammer 6 Monate Gefängnis. Fünf andere Betei-
ligte wurden zu 2 Monaten bis 14 Jahr Gefängnis verurteilt.
Frau Vogel ſoll noch auf ihren Geiſteszuſtand unterſucht werden.

Gepertſhoftſges.

Nach einem Jahre.
Jn friſcher Erinnerung ſind noch die von „revolutio-

närer“ Begeiſterung durchglühten Reden Dißmanns, des
jetzigen Vorſitzenden des Metallarbeiterverbandes, die er
auf den Nürnberger und Stuttgarter Kongreſſen des vori-
gen Jahres zur Freude aller Radikalen hielt. Heute, da er
auf verantwortungsvollem Poſten ſteht, hat er eingeſehen,
daß auch der ungeſtümſte Stürmer nur mit Waſſer kochen
kann. Neulich hielt er in einer Metallarbeiterverſammlung
Dresdens ein großes Referat über die derzeitige wirtſchaft
liche Kriſe und ihre Löſung. Dem Bericht unſeres Dresdener
Bruderorgans entnehmen wir darüber folgendes:

S n zweiſtündiger Rede ging Dißmann auf vkele Einzel-geite ein bie der Zeitungsle rennt Als er endlich darauf

u n kam, wie aus dem ganzen Elend herauszukommeni a klang es diesmal ganz anders wie einſt. Heute konnte
der Redner keine anderen Mittel anraten als die, die von der
alten Sozialdemokratie immer empfohlen ſind: Die Arbeiter-
ſchaft ſoll ſich durch planloſe Pfuſchereien und Putſchereien
nicht das Heft gus der Hand nehmen laſſen die Wirren müſſen
aufhören; man muß den Mut haben, gegen den Strom ber
Unaufgeklärten zu ſchwimmen; der Gaſſenton und die Be
ſchimpfungen in den Debatten, das gegenſeitige Zerfleiſchen
muß aufhören; den bloßen Maulmachern müſſen die Wege
ewieſen werden. Wir haben weder von Oſten noch von

ſten Hilfe zu erwarten, der deutſche Arbeiter muß ſich
ſelbſt helfen der e hat nicht die Kraft, dem dortigen
Kapitalismus entgegenzutreten der Verſailler Gewaltfriede
muß verſchwinden. Nicht durch Weltrevolution und Diktatur
können wir aufbauen; wir ſind abhängig von den ökonomi-
ſchen Verhältniſſen. Politiſche Arbeiterräte machen Unfug;
eine Utopie iſt es, mit politiſcher Macht die Verhältniſſe kom
mandieren zu wollen; die wirtſchaftlichen Räte ſind ein Mittel
zur e Sozialiſierung. Man hat ſich früher zu wenimit dem v zum Sozialismus beſchäftigt. Es muß
ein geiſtiger Umſtellungsprozeß eintreten. Die Amſterdamer
Gewerkſchaftszentrale als „gelb“ zu bezeichnen, wie die Ruſſen
es tun, iſt eine Verleumdung. Kein Anſchluß an Moskau

So redet heute ein Dißmann, der jeden, der vor einem
Jahre dieſelben Worte gebrauchte, einen Verräter ſchimpfte.
Merkt die Arbeiterſchaft nun bald, wer ſie verraten und un,
glücklich gemacht hat?

Alois Staudinger geſtorben.
Alois Staudinger, Vorſitzender des Zentralverbandes der

Steinarbeiter Deutſchlands, iſt am 2. Oktober, nachmittags
3 Uhr, nach längerem Leiden in Leipzig geſtorben. Geboren
am 11. Mai 1876 zu Metten in Niederbayern, erreichte er nur
ein Alter von 44 Jahren. Die Steinarbeiterorganiſationen
erleidet durch den Tod ihres begabten Führers einen empfind-
lichen Verluſt. Obwohl ſchon jahrelang krank, hat er doch
mit unglaublicher Energie und ſtarkem Willen ſich immer
wieder emporgerafft. Nun iſt er dem ungleichen Kampf er
legen. Eine Erholungskur, die ihm vom Verbandstag im
Mai dieſes Jahres einſtimmig nahegelegt wurde, brachte ihn
nach 13 Wochen ſchlimmer erkrankt zurück. Neben ſeinem
Lungenleiden hatte eine Nierenentzündung ihn heimgeſucht
und in den letzten Wochen kam noch Darmtuberkuloſe hinzu.
Jetzt hat er ausgelitten.

Erſter Vorſitzender des Verbandes war der Verſtorbene
ſeit April 1919, vordem war er 17 Jahre Redakteur des
„Steinarbeiter“, und hat in dieſer Zeit wegen allzu energi-
ſcher Jntereſſenvertretung ſeiner Berufskollegen die Bekannt-
ſchaft mit dem Gefängnis zweimal marhen müſſen. Auch ſonſt
hat er an allem, was die Arbeiterbewegung angeht, lebhaften
Anteil genommen. So kandidierte Staudinger 1903 und 1907
im Löwenberger Wahlkreis (Schleſien). Zur Nationalver-
ſammlung in Leipzig. Jm Jahre 1919 wurde er dort Stadt-
verordneter. Sein Wiſſen und Können hat ihn trotz ſeiner
allzu großen Beſcheidenheit immer in den Vordergrund ge
rückt. Der Steinarbeiterverband iſt ſicher, daß alle, die ihren
Alois Staudinger gekannt haben, ſich der Trauer um dey
Verſtorbenen anſchließen.

Sport und Körperpflege.
Naturfreunde. Kinderwanderungen veranſtalten am Sonn-

lag die Naturfreunde; jedoch nur für Kinder, die gut und weit
laufen können. Dieſes Mal geht es durch die Elſteraue bis
nach h Abmarſch *28 Uhr vom Markt und 8 Uhr vom
Riebeckplatz. Mitzubringen ſind wieder Eßnapf und Löffel und
1 Mark für die Rückfahrt. Die Kleinen mögen zu Hauſe bleiben.
Jhr Großen aber, zieht euch warm an. Kopf und Hals muß frei

ſein. Nun los am Sonntag mit friſchem Mut hinaus in den Wald
hinaus in diefrei e Natur.

Ammendorf. Achtung Naturfreunde! Die Ratur,
freunde unternehmen am Sonntag eine Kinderwanderung nach

Verordnung betreffend Wirtſchafts-Schlußſtunde,
Auf Grund des S 3 Abſatz 2 der Bekanntmachung des Bundes-

eats vom 11. Dezember 1916 betreffend die Erſparnis von Brenn-
ſtoffen und Beleuchtungsmitteln (R. G. Bl. S. 1355) in Verbindung
mit S 1 der hierzu ergangenen Ausführungs- Anweiſung vom
13. Dezember 1916 wird die Schlußſtunde für

a) die Gaſt-, Schank- und Speiſewirtſchaften und Kaffees,
b) die Theater, Lichtſpielhäuſer, Räume in denen Schau-

ſtellungen ſtattfinden, ſowie Vergnügungsſtätten aller Art,
c) die Vereins- und Geſellſchaftsräume, in denen Speiſen und

Getränke verabreicht werden,
m ganzen Regierungsbezirk Merſeburg einheitlich für die Städte
und das platte Land vom 15. Oktober dieſes Jahres ab
bis auf weiteres für die Wintermonate

auf 11 Uhr abends
ſeſtgeſetzt.

Jn den Gaſthäuſern dürfen Fremde auch nach der feſtgeſetzten
Schlußſtunde aufgenommen werden, jedoch mit der ausdrücklichen
Maßgabe, daß ihnen in den gemeinſamen Räumen weder

Amtliche Velunntmocungen für dale 1.).5. Polizei Verordnung über die Wohnungsanmeldung.

Auf Grund der S 5, 6 und 15 des Geſetzes über die Po-
lizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265), der 88 143
und 144 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom30. Juli 1883 (G. S. S. 195 i und des Artikels 6 S 1 des
Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 (G. S. S. 23 ff.) wird nach
erfolgter Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes für den Stadt-
kreis Halle nachſtehende Polizeiverordnung erlaſſen:

S 1.
Jeder Eigentümer, Nießbraucher oder Nutznießer eines Ge-

bäudes oder deren Vertreter iſt verpflichtet, Wohnungen und ge
werbliche Räume, die durch Kündigung, anderweitige Aufhebung
eines Miet oder ſonſtigen Vertragsverhältniſſes oder auf andere
Weiſe vermietbar geworden ſind, ſowie zum Vermieten beſtimmte
Wohnungen und gewerbliche Räume in Neubauten binnen drei
Tagen nach der Kündigung der Aufhebung des Vertragsver-
hältniſſes oder nach dem Eintritt der Vermietbarkeit bei dem
ſtädtiſchen Wohnungsnachweiſe oder den Polizeirevieren mittels
des vorgeſchriebenen Vordrucks anzumelden. Die Anzeige darf
nur dann unterbleiben, wenn die Räume dauernd außer Be
nutzung geſetzt werden.

S 2.
Speiſen noch Getränke zu verabfolgen ſind.

Die Ortsvpolizeibehörden ſind befugt, für einzelne Wirtſchaften
und Vergnügungsſtätten eine frühere Schlußſtunde vorzuſchreiben.

Die feſtgeſetzte WirtſchaftsSchlußſtunde gilt zugleich als
Polizeiſtunde im Sinne des S 365 Reichsſtraf-Geſetzbuchs.

Merſeburg, den 26. September 1920.
Der RegierungsPräſident. v. Gersdorff.

Vorſtehende Verordnung wird hiermit zur öffentlichen Kennt-
ais gebracht. Die durch S 2 der Polizeiverordnung vom 5. 7. 1902
für die Gaſt- und Schankwirtſchaften mit weiblicher Bedienung
auf 10 Uhr abends feſtgeſetzte Polizeiſtunde wird durch vor-
ſtehende Anordnung nicht berührt.

Halle, den 6. Oktober 1920. Die Polizeiverwaltung.
Bekanntmachung.

Jnfolge der mit dem 9. September 1920 erfolgten Aufhebung
des Ausnahmezuſtandes ſind vom genannten Tage ab für das
Vorrätighalten, den Verkauf und das Tragen von Waffen wieder
die Beſtimmungen der e erneut veröffentlichten Polizei-
verordung vom 6. November 1919 maßgebend.

Die Bekanntmachung vom 2. September 1920 wird daher zu-
rückgenommen, ſoweit nicht in ihrem Abſatz 1 die von der unter-
zeichneten Polizeiverwaltung bis einſchließlich 31. Auguſt 1920
zusgeſtellten Waffenſcheine für ungültig erklärt werden. Dieſer
Teil bleibt in Kraft. Es wird nochmals aufgefordert, die noch
zurückbehaltenen, vor dem 1. September 1920 ausgefertigten Waf-
ſenſcheine ungeſäumt hierher zurück zu geben.

Die Anträge auf Ausſtellung neuer Waffenſcheine müſſen
auch für die Folge ſtets bei. dem, für die Wohnung des Antrag-
ſtellenden zuſtändigen, Polizeirevier eingereicht und eingehend be-
gründet werden. Außerdem ſind in den Anträgen die Waffen, für
die ein Waffenſchein beantragt wird, genau zu bezeichnen. Nur
in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes können neue Waffen-

e ausgeſtellt werden.
Salle, den 6. Oktober 1920 Wie Polizeiverwaltung.

ſ Polizeirevieren

Die im S 1 genannten Perſonen ſind verpflichtet, die er
folgte Vermietung einer ohnung oder eines gewerblichen
Raumes der im S 1 bezeichneten Art innerhalb drei Tagen nach
Abſchluß des Mietvertrages durch Ausfüllung des vorgeſchriebe-
nen Vordrucks bei dem ſtädtiſchen Wohnungsnachweiſe oder den

anzuzeigen. Dieſe Beſtimmung findet ent
ſprechende Anwendung, wenn eine der im S 1 erwähnten Per
ſonen eine unter die Beſtimmung dieſer Verordnung fallende
Wohnung oder einen gewerblichen Raum für ſich ſelbſt oder
ihre Angeſtellten (Verwalter, Pförtner uſw.) in Benutzung zu
nehmen beabſichtigt. Die Anzeige iſt in dieſem Falle ſpäteſtens
bei Jngebrauchnahme zu erſtatten.

S 3.
Die Vorſchriften der 88 1 und 2 finden auf einzelne Zimmer,

gleichgültig ob möbeliert oder unmöbeliert, ſowie auf Schlaf-
ſtellen ſinngemäße Anwendung. Die An und Abmeldung liegt
in dieſen Fällen deren Vermietern ob.

Die ſonſtigen beſtehenden Vorſchriften über das Schlafſtellen-
weſen bleiben unberührt.

S 4.
Die verſchiedenen Ipräs SS 1, 2 und 3 auszufüllenden Vor-

drucke zur An und Abmeldung von Wohnungen, möblierten
Zimmern, Schlaſſtellen und gewerblichen Räumen ſind im ſtädti
ſchen Wohnungsnachweiſe und den Polizeirevieren erhältlich.

S 5.
findet auf gemeinnützige Anſtalten,

Fremdenheime und Herbergen keine An

S 6.
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 13

dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis Mi Mk., an deren
e Haft tritt. b

Die Polizeiverordnun
Hotels, Gaſthäuſer,
wendung.

Stelle im Nichtbeitreibungsfalle verbältnism
ktraft.

be zuhalten.

Collembey. Abmarſch 9 Uhr vom Hotel. Anſchluß an die Hallenſer.

S 7.
Die Polizeiverordnung tritt am 15. Mai 1918 in Kraft.
Halle, den 13. Mai 1918. Die Polizeiverwaltung. Rive

Bekanntmachung.
Das Miniſterium für Volkswohlfahrt hat die Prüfungsge

bühren für Desinfektion mit Wirkung vom 1. Oktober d. Js. ah
allgemein auf 30 Mk. feſtgeſetzt.

Halle, den 5. Oktober 1920. Die Polizeiverwaltung.
Bekanntmachung

betr. Brennholzverſorgung.
Um den Verbrauchern billiges Brennholz zuzuführen, werdey

die Preiſe hierfür wie folgt herabgeſetzt:
Ab Lager Hafen für Verbraucher:
1 Zentner ungeſchnitten 11,50 Mk.
1 Zentner geſchnitten ca. 20 Zentimeter lang 12,25 Mk.
1 Zentner geſpalten, alſo ofenfertig, 13 Mk.
Bei Abnahme von 20 und mehr Zentnern weitere 25 Pfg,

pro Zentner Ermäßigung.
Bündelholz, ofenfertig, das Bund 0,80 und 2.25 Mk.
Für die Anfuhr und Abladen des Brennholzes alſo frei

Gelaß in Mengen von 5 Zentnern und mehr, wird der Betrag
von 1,50 bis 1,75 Mk. pro Zentner je nach Entfernung berechnet.

Zur Umzäunung von Ackerland, Schrebergärten uſw. werden
Zaun und Nadelhölzer 2 und 2,50 Meter lang und 10 Zentimeter
im Durchmeſſer aufwärts, Zaun- und Staketriegel 2,50 und drei
Meter lang, Latten, rund 2 Meter lang und 3 Zentimeter im
Durchmeſſer aufwärts, Latten, aufgeſchnitten, geſchält und unge
ſchält- 1,50 bis 2 Meter lang, im ſtädtiſchen Lager abgegeben.

Halle, den 6. Oktober 1920.
Der Magiſtrat. Ortskohlenſtelle,

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Graupen an Haushalte mit gelb um-

ränderten Lebensmittelſcheinen, ferner von Kerzen, Malze
Trockenei und Bratfett an alle Haushalte in der Talamtſchule am
Sonnabend, den 9. Oktober. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 20 001 bis
27 500 vormittags von 8 bis 1 Uhr. Gegen Vorlage des Lebens
mittelſcheines können an jede Perſon der Haushalte mit gelb um
ränderten Lebensmittelſcheinen 140 Gramm Graupen zum Preiſe
von 29 Pfga., an jeden Haushalt vier Kerzen zum Preiſe von 4,50
Mark für vier Stück, ferner an jede Perſon aller Haushalte 1 Doſe
Malzertrakt zum Preiſe von 4,30 Mk., 50 Gramm Trockenei (Er
ſatz für 5 Eier) zum Preiſe von 4 Mk. und Pfund Bratfett zum
Preiſe von 6 Mk. ſür das halbe Pfund abgegeben werden.
gezähltes Geld iſt bereitzuhalten. t

Städtiſcher Verkauf von Afe in der Talamtſchule am Sonn
abend, den 9. Oktober. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jn-
haber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 53 bis

rſon eines Haus54 000 vormittags von 8 bis 1 Uhr. Für jede
haltes werden 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mk. abgegeben. Der

Abgezähltes Geld iſt bereitLebensmittelſchein iſt vorzulegen.

Kalle, den 8. Kktabas
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